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33 Verordnung 
über die Anderung, die neue Faſſung und die Durchführung von Vorſchriften der Reichs verſicherungs⸗ 
ordnung und des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes. 
Vom 12. Februar 1936. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 40 in Verbindung mit $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und auf Grund des § 30 der Verordnung zur 
Erhaltung der Leiſtungsfähigkeit der Invaliden- und der Angeſtelltenverſicherung vom 11. Juli 1934 
(G. Bl. S. 532) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel ! 
Reichsverſicherungsordnung 
1. Im Erſten Buche „Gemeinſame Vorſchriften“ erhalten die 88 27 f, 80 folgende Faſſung: 


Ss 27 f 

Der Senat beſtimmt den Betrag, bis zu welchem das Vermögen in den im § 26 Abſ. 1 
Nr. 1 genannten Forderungen anzulegen iſt. 

Für die bei den Polniſchen Staatsbahnen im Gebiete der Freien Stadt Danzig beſtehenden 
Verſicherungsträger gilt an Stelle des Abſ. 1 folgende Vorſchrift: 

Der Senat beſtimmt den Betrag, bis zu welchem das Vermögen in den im S 26 Abſ. 1 Nr. 1 
genannten Forderungen anzulegen iſt; dieſer Betrag darf jedoch fünfundzwanzig vom Hundert des 
Vermögens nicht überſteigen. 

8 80 

Sämtliche Koſten des Oberverſicherungsamts trägt der Staat. Die Verſicherungsträger haben 
für jede Spruchſache, an der ſie beteiligt ſind, einen Pauſchbetrag von 18 Gulden zu entrichten, 
wenn das Oberverſicherungsamt im Rechtsmittelverfahren tätig geworden iſt. Der Senat — Ab⸗ 
teilung Sozialverſicherung — kann den Pauſchbetrag für das geſamte Gebiet der Sozialverſiche⸗ 
rung oder für einzelne Verſicherungszweige ändern. Die Pauſchbeträge ſollen die tatſächlichen 
Koſten des Oberverſicherungsamts ohne die Bezüge der Mitglieder und ihrer Stellvertreter zur 
Hälfte decken. 

In die Kaſſe des Staates fließen die vom Oberverſicherungsamt verhängten Geldſtrafen ſowie 
die nach $ 1802 beſonders auferlegten Verfahrenskoſten. Sind in einem Falle ſolche Koſten zu 
erſtatten, ſo vermindert ſich der Pauſchbetrag entſprechend. 

2. Im Vierten Buche „Invalidenverſicherung“ Erſter Abſchnitt fällt der Unterabſchnitt „III. Lohn⸗ 
klaſſen“ (SS 1245 bis 1249) weg. 


3. Im Vierten Buche „Invalidenverſicherung“ erhält der Zweite Abſchnitt folgende Faſſung: 
Zweiter Abſchnitt 
Gegenſtand der Verſicherung 
I, Allgemeines 
$ 1250 
Regelleiſtungen ſind Renten (88 1253, 1255) und Heilverfahren (88 1310 ff.). 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 4. 3. 1936.) 


74 


8 1251 
Der Senat — Abteilung Sozialverſicherung — kann zulaſſen, daß die Regelleiſtungen durch 
Mehrleiſtungen ergänzt werden. Er regelt dann Gegenſtand und Vorausſetzungen, Zuſtändigkeit 
und Verfahren. 
8 1252 
Die Verſicherungsanſtalt kann 

1. mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde Mittel aufwenden, um allgemeine Maßnahmen 
zur Verhütung des Eintritts vorzeitiger Invalidität unter den Verſicherten oder zur 
Hebung der geſundheitlichen Verhältniſſe der verſicherten Bevölkerung zu fördern oder 
durchzuführen; die Genehmigung kann auch für Pauſchbeträge erteilt werden; 

2. auf übereinſtimmenden Beſchluß des Vorſtandes und des Ausſchuſſes und mit wider⸗ 
ruflicher Genehmigung des Senats — Abteilung Sozialverſicherung — Mittel über die 
geſetzlichen Leiſtungen hinaus zum wirtſchaftlichen Nutzen der Rentenberechtigten, der Ver⸗ 
ſicherten und ihrer Angehörigen aufwenden. 


II. Renten 
1. Allgemeine Vorausſetzungen 
$ 1253 
Invalidenrente erhält der Verſicherte, der 
1. dauernd invalide iſt 
oder 
2. vorübergehend invalide iſt, wenn die Invalidität ununterbrochen ſechsundzwanzig Wochen 
gedauert hat oder nach Wegfall des Krankengeldes noch beſteht, 
oder 
3. das fünfundſechzigſte Lebensjahr vollendet hat, wenn die Wartezeit erfüllt und die An⸗ 
wartſchaft erhalten iſt. 
8 1254 
Als invalide gilt der Verſicherte, der infolge von Krankheit oder anderen Gebrechen oder 
Schwäche ſeiner körperlichen oder geiſtigen Kräfte nicht imſtande iſt, durch eine Tätigkeit, die 
ſeinen Kräften und Fähigkeiten entſpricht und ihm unter billiger Berückſichtigung ſeiner Ausbil⸗ 
dung und ſeines bisherigen Berufs zugemutet werden kann, ein Drittel deſſen zu erwerben, was 
körperlich und geiſtig geſunde Perſonen derſelben Art mit ähnlicher Ausbildung in derſelben 
Gegend durch Arbeit zu verdienen pflegen. 
§ 1255 
Hinterbliebenenrenten ſind Witwenrenten, Witwerrenten und Waiſenrenten. 
Die Hinterbliebenenrenten werden gewährt, wenn für den Verſtorbenen zur Zeit ſeines 
Todes die Wartezeit ($ 1262 Abſ. 1) erfüllt und die Anwartſchaft erhalten iſt. 


8 1256 
Witwenrente erhält nach dem Tode des verſicherten Ehemannes die Witwe, die 
1. dauernd invalide iſt 
oder 
2. vorübergehend invalide iſt, wenn die Invalidität ununterbrochen ſechsundzwanzig Wochen 
gedauert hat oder nach Wegfall des Krankengeldes noch beſteht 
oder 
3. das fünfundſechzigſte Lebensjahr vollendet hat. 

Als invalide gilt die Witwe, die infolge von Krankheit oder anderen Gebrechen oder 
Schwäche ihrer körperlichen oder geiſtigen Kräfte nicht imſtande iſt, durch eine Tätigkeit, die 
ihren Kräften und Fähigkeiten entſpricht und ihr unter billiger Berücksichtigung ihrer Ausbildung 
und bisherigen Lebensſtellung zugemutet werden kann, ein Drittel deſſen zu erwerben, was 
körperlich und geiſtig geſunde Frauen derſelb Art mit ähnlicher Ausbildung in derſelben Gegend 
durch Arbeit zu verdienen pflegen. 

§ 1257 

Witwerrente erhält der erwerbsunfähige, bedürftige Ehemann nach dem Tode ſeiner ver⸗ 

ſicherte Ehefrau, wenn die Verſtorbene den Unterhalt ihrer Familie überwiegend beſtritten hat. 
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8 1258 

Waiſenrente erhalten nach dem Tode des Verſicherten feine Kinder bis zum vollendeten fünf⸗ 
zehnten Lebensjahre. 

Als Kinder gelten 

1. die ehelichen Kinder, 

2. die für ehelich erklärten Kinder, 

3. die an Kindes Statt angenommenen Kinder, 

4. die unehelichen Kinder eines männlichen Verſicherten, wenn ſeine Vaterſchaft feſtge⸗ 
ſtellt iſt, 

5. die unehelichen Kinder einer Verſicherten. 

Waiſenrente erhalten nach dem Tode einer verſicherten Ehefrau ihre Kinder, die eheliche 
Kinder des hinterbliebenen Ehemannes ſind oder deren rechtliche Stellung haben, nur, wenn die 
Verſtorbene den Unterhalt der Kinder überwiegend beſtritten hat; die Waiſenrente wird nicht ge⸗ 
währt, wenn und ſolange der hinterbliebene Ehemann den Unterhalt der Kinder überwiegend be⸗ 
ſtreitet. 

§ 1259 

Die Hinterbliebenenrenten werden auch gewährt, wenn der Verſicherte verſchallen iſt. Er gilt 
als verſchollen, wenn während eines Jahres keine glaubhaften Nachrichten von ihm eingegangen 
find und die Umſtände feinen Tod wahrſcheinlich machen. 

Von den Hinterbliebenen kann die eidesſtattliche Erklärung verlangt werden, daß ſie von dem 
Leben des Verſchollenen keine anderen als die angezeigten Nachrichten erhalten haben. 


§ 1260 
Den Todestag Verſchollener ſtellt die Verſicherungsanſtalt nach billigem Ermeſſen feſt. Für 
die auf See Verſchollenen gilt als Todestag der Tag des Unterganges des Schiffes. Iſt das 
Schiff als verſchollen anzuſehen, ſo gilt als Todestag der Tag der Beendigung des Dienſtver⸗ 
hältniſſes nach S 53 Abſ. 1 der Seemannsordnung. 


8 1261 

Wer ſich vorſätzlich invalide macht, hat keinen Anſpruch auf die Rente. Hinterbliebene haben 
keinen Anſpruch auf die Rente, wenn ſie den Tod des Verſicherten vorſätzlich herbeigeführt haben. 

Hat ſich der Verſicherte oder die Witwe die Invalidität beim Begehen einer Handlung, die 
nach ſtrafgerichtlichem Urteil ein Verbrechen oder vorſätzliches Vergehen iſt, zugezogen, ſo kann 
die Rente ganz oder teilweiſe verſagt werden. Die Verletzung bergpolizeilicher Verordnungen oder 
des § 93 Abſ. 2, 3 und der SS 95 bis 97 der Seemannsordnung gilt nicht als Vergehen im 
Sinne des vorſtehenden Satzes. Die Invaliden⸗ oder Witwenrente kann den im Inland woh⸗ 
nenden Angehörigen ganz oder teilweiſe überwieſen werden, wenn der Verſicherte oder die Witwe 
ſie bisher überwiegend unterhalten haben. 

Die Rente kann auch verſagt werden, wenn wegen des Todes, der Abweſenheit oder eines 
anderen in der Perſon des Antragſtellers liegenden Grundes kein ſtrafgerichtliches Urteil ergeht. 


2. Wartezeit 
8 1262 

Die Wartezeit dauert zweihundertfünfzig Beitragswochen. Sind weniger als zweihundert⸗ 
fünfzig Beitragswochen auf Grund der Verſicherungspflicht zurückgelegt, ſo dauert die Warte⸗ 
zeit fünfhundert Beitragswochen. 

Für die Invalidenrente wegen Vollendung des fünfundſechzigſten Lebensjahres dauert die 
Wartezeit ſiebenhundertfünfzig Beitragswochen. Auf dieſe Wartezeit wird den Angehörigen eines 
Berufszweigs, für den die Verſicherungspflicht am 1. April 1932 noch nicht fünfzehn Jahre 
beſtand, die Dauer der früheren Beſchäftigung in dem Beruf angerechnet ‚wenn ſie nach dem In⸗ 
krafttreten der Verſicherungspflicht mindeſtens zweihundertfünfzig Beitragswochen auf Grund 
der Verſicherungspflicht zurückgelegt haben. Lücken in der Beſchäftigung ſchließen die Anrechnung 
der früheren Beſchäftigung nicht aus. Beſchäftigungszeiten vor dem 1. Januar 1891 bleiben 
außer Betracht. 

Hat ein Verſicherter die kürzere Wartezeit des früheren Rechts erfüllt und die Invaliden⸗ 
rente über den 31. März 1932 hinaus bis zu ſeinem Tode bezogen, ſo b die Wartezeit für 
den Rentenanſpruch ſeiner Hinterbliebenen als erfüllt. 


76 
Als Beitragswoche gilt eine Kalenderwoche, für die ein Beitrag entrichtet oder eine Erſatz⸗ 
zeit nachgewieſen iſt. Für jede Kalenderwoche zählt nur ein Beitrag; der Pflichtbeitrag geht 
dem freiwilligen Beitrag vor. 
8 1263 

Als Erſatzzeiten für die Erfüllung der Wartezeit gelten die vollen Kalenderwochen, in denen 

der Verſicherte 

1. wegen einer Krankheit zeitweiſe arbeitsunfähig und nachweislich verhindert geweſen iſt, 
ſeine Berufstätigkeit fortzuſetzen, 

2. zur Erfüllung der Wehrpflicht vor dem 1. Auguſt 1914 eingezogen geweſen iſt, 

3. bis zum 10. Januar 1920 in Mobilmachungs⸗ oder Kriegszeiten dem Deutſchen Reiche, 
während des Weltkriegs auch einem mit ihm verbündeten oder befreundeten Staate 
militäriſche Dienſte geleiſtet hat. 

Dieſe Wochen werden nur bei den Verſicherten berückſichtigt, die vorher berufsmäßig nicht 

nur vorübergehend verſicherungspflichtig beſchäftigt geweſen ſind. 
Dieſe Erſatzzeiten gelten als Pflichtbeitragswochen. 
Der Senat — Abteilung Sozialverſicherung — kann weitere Erſatzzeiten beſtimmen. 


8 1264 i 

Als Krankheitszeit im Sinne des § 1263 gilt auch Geneſungszeit und bis zu zwölf Wochen 
die Zeit einer Arbeitsunfähigkeit, die durch Schwangerſchaft oder ein regelmäßig verlaufenes 
Wochenbett veranlaßt iſt. 

Nicht angerechnet wird eine Krankheit, die ſich der Verſicherte vorſätzlich oder beim Begehen 
eines durch ſtrafgerichtliches Urteil feſtgeſtellten Verbrechens oder durch ſchuldhafte Beteiligung 
bei Schlägereien oder Raufhändeln zugezogen hat; § 1261 Abſ. 3 gilt entſprechend. 

Wenn die Krankheit ununterbrochen über ein Jahr dauert, wird die weitere Dauer nicht 
angerechnet. 

3. Anwartſchaft 
§ 1265 

Die Anwartſchaft wird nur erhalten, wenn während zweier Jahre nach dem auf der 
Quittungskarte verzeichneten Ausſtellungstage (S 1416) mindeſtens zwanzig Beitragswochen, im 
Falle der Selbſtverſicherung mindeſtens vierzig Beitragswochen zurückgelegt werden. § 1262 
Abſ. 4 gilt. 

Die Anwartſchaft gilt als erhalten, wenn die zwiſchen dem erſtmaligen Eintritt in die Ver⸗ 
ſicherung und dem Verſicherungsfalle liegende Zeit mindeſtens zu drei Vierteln durch Wochen⸗ 
beiträge belegt iſt. 

§ 1266 
Als Erſatzzeiten für die Erhaltung der Anwartſchaft im Falle des § 1265 Abſ. 1 gelten die 
vollen Wochen der 
1. nach den SS 1263, 1264 auf die Wartezeit anzurechnenden Krankheitszeiten, 
2. im $ 1263 Abſ. 1 Nr. 2, 3 genannten Zeiten, 
3. a) Zeiten ſeit 1. April 1934, für die der Verſicherte als Arbeitsloſer Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung erhalten hat oder aus der öffentlichen Fürſorge unterſtützt worden iſt, 
3. b) Zeiten, in denen der Verſicherte in Erfüllung ſeiner Hilfsdienſtpflicht dem Danziger 
Staatlichen Hilfsdienſt angehört hat, 
. Zeiten ohne verſicherungspflichtige Beſchäftigung, während deren der Verſicherte 
a) Invalidenrente, Witwerrente oder Witwenrente 
oder 
b) Invaliden⸗ oder Altersrente aus einer Kaſſe (SS 1307, 1308) oder einer Sonder⸗ 
anſtalt ($ 1360) 
oder 
c) Ruhegeld oder Witwerrente aus der Angeſtelltenverſicherung 
oder 
d) Verletztenrente von mindeſtens einem Fünftes der Vollrente aus der Unfallver- 


ſicherung 


S 


77 
oder 
e) Beſchädigtenrente von mindeſtens einem Fünftel der Vollrente wegen einer im Welt⸗ 
krieg bei der Deutſchen Wehrmacht oder einem dem Deutſchen Reiche verbündeten 
oder befreundeten Staate erlittenen militäriſchen Dienſtbeſchädigung 
bezogen hat, 

5. Zeiten bis zum 10. Januar 1920, in denen der Verſicherte bei der Deutſchen Wehrmacht 
oder einem dem Deutſchen Reiche verbündeten oder befreundeten Staate freiwillige Kriegs⸗ 
krankenpflege geleiſtet hat. 

Der Senat — Abteilung Sozialverſicherung — kann weitere Erſatzzeiten beſtimmen. 

8 1267 

Die erloſchene Anwartſchaft lebt wieder auf, wenn von neuem auf Grund der Verſicherungs⸗ 
pflicht oder der Verſicherungsberechtigung mindeſtens zweihundert Beitragswochen zurückgelegt 
worden ſind. 

Hat der Verſicherte bei der Erneuerung des Verſicherungsverhältniſſes das ſechzigſte Lebens⸗ 
jahr vollendet, ſo lebt die Anwartſchaft nur auf, wenn vor ihrem Erlöſchen mindeſtens eintauſend 
Wochenbeiträge entrichtet worden ſind. 

Hat der Verſicherte das vierzigſte Lebensjahr vollendet, ſo lebt die Anwartſchaft durch frei⸗ 
willige Beiträge nur auf, wenn vor ihrem Erlöſchen mindeſtens fünfhundert Wochenbeiträge ent⸗ 
richtet und danach erneut fünfhundert Beitrag swochen zurückgelegt worden find. 

§ 1262 Abſ. 4 findet Anwendung; als Erſatzzeiten gelten nur die in den 88 1263, 1264 
genannten Zeiten. 

4. Berechnung der Renten 
$ 1268 

Die Invalidenrente beſteht aus Grundbetrag, Steigerungsbetrag und Kinderzuſchuß. 

Der Grundbetrag iſt für alle Klaſſen (Lohne und Beitragsklaſſen SS 1387, 1388) 88,80 
Gulden im Jahre. Er wird gemäß § 1384 vom Staate getragen. 

Der jährliche Steigerungsbetrag iſt für jeden Wochenbeitrag 


in der erſten Klaſſe . 10 Pfennig, 
„ „ zweiten FFF 775 
77 77 dritten m) . . . . 25 77 


„ „ vierten 5 HERE 32 
„ „ fünften 89 10 


„ „ gſechſten 757 Ae 20. e 5 
„ „ ſiebenten M) ER EL, 75 
28 8 77 achten „ 92 77 
„ „neunten F575 0 5 
„ „zehnten ” 76 ” 


Für die Bemeſſung des e ſtehen die Lohnklaſſen vor und nach dem 1. Ja⸗ 
nur 1924 einander gleich. Auf Beiträge, die in der Zeit vom 1. Oktober 1921 bis zum 
31. Dezember 1923 entrichtet ſind, entfällt kein Steigerungsbetrag. Für Erſatzzeiten nach $ 1263 
Abſ. 4, § 1266 Abi. 2 kann der Senat — Abteilung Sozialverſicherung — Steigerungsbeträge 
beſtimmen. 

Werden nicht die vollen Renten ausgezahlt, ſo werden Grundbetrag, Steigerungsbetrag und 
Kinderzuſchuß im gleichen Verhältnis gekürzt. 

§ 1269 

Sind insgeſamt weniger als fünfhundert ſteigerungsfähige Wochenbeiträge entrichtet, ſo werden 
bei der Berechnung des Steigerungsbetrages die an dieſer Zahl fehlenden Wochenbeiträge aus der 
erſten Klaſſe ergänzt. 

Der Steigerungsbetrag iſt mindeſtens 88,80 Gulden im Jahre. 


$ 1270 


Fiur jede Kalenderwoche zählt nur ein Beitrag. Sind mehr Beiträge entrichtet und die 
überzähligen Marken nicht feſtzuſtellen, ſo ſcheiden 5 rg der niedrigiten Klaſſen aus, bis 
die zuläſſige Höchſtzahl übrigbleibt. 
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§ 1271 3 

Die Invalidenrente des Verſicherten erhöht ſich für jedes feiner Kinder ($ 1258 Abſ. 2) bis 
zum vollendeten fünfzehnten Lebensjahr um jährlich 108 Gulden (Kinderzuſchuß). 

Die Invalidenrente einer verſicherten Ehefrau wird für ihre Kinder, die eheliche Kinder des 
Ehemannes ſind oder deren rechtliche Stellung haben, um den Kinderzuſchuß nur erhöht, wenn 
die Verſicherte vor Eintritt des Verſicherungsfalls den Unterhalt der Kinder überwiegend be⸗ 
ſtritten hat; der Kinderzuſchuß wird nicht gewährt, wenn und ſolange der Ehemann den Unterhalt 
der Kinder überwiegend beſtreitet. 

Mehreren Berechtigten wird der Kinderzuſchuß für dasſelbe Kind nur einmal gewährt, und 
zwar demjenigen, der das Kind überwiegend unterhält. 

Jede Anderung der Invalidenrente durch Hinzutritt oder durch Ausſcheiden eines Kindes wirkt 
vom erſten Tage des auf die Anderung folgenden Monats ab. 

Der Kinderzuſchuß, auf den ein Berechtigter Anſpruch hat, kann mit ſeiner Zuſtimmung einem 
Dritten auf deſſen Antrag ausgehändigt werden, wenn dieſer den Unterhalt des Kindes über⸗ 
wiegend beſtreitet. Eine Verfügung des Berechtigten über den Kinderzuſchuß für dieſe Zeit iſt 
unwirkſam. Verweigert der Berechtigte die Zuſtimmung oder iſt ſie aus einem anderen Grunde 
nicht zu erlangen, ſo kann ſie vom Verſicherungsamt erſetzt werden. 


8 1272 
Für die Witwenrente und die Witwerrente iſt der Grundbetrag 88,80 Gulden, für die Waiſen⸗ 
rente 44,40 Gulden im Jahre. Er wird gemäß § 1384 vom Staate getragen. 
Als Steigerungsbetrag werden bei der Witwenrente und der Witwerrente fünf Zehntel, bei 
der Waiſenrente für jede Waiſe vier Zehntel des Steigerungsbetrags der Invalidenrente gewährt. 
§ 1268 Abſ. 5 gilt entſprechend. 


$ 1273 

Die Hinterbliebenenrenten dürfen zuſammen nicht höher fein als die Rente einſchließlich des 
Kinderzuſchuſſes, die dem Verſtorbenen zur Zeit des Todes zuſtand oder zugeſtanden hätte, wenn 
er zu dieſem Zeitpunkt invalide geweſen wäre, ſonſt werden ſie nach dem Verhältnis ihrer Höhe 
gekürzt. Für jedes nachgeborene Kind erhöht ſich der Höchſtbetrag um einen Kinderzuſchuß. Beim 
Ausſcheiden eines Hinterbliebenen erhöhen ſich die Hinterbliebenenrenten bis zum zuläſſigen Höchſt⸗ 
betrage. 

5. Ruhen der Renten 
8 1274 
Die Invalidenrente ruht neben 

1. Verletztenrente aus der Unfallverſicherung, a 

2. Beſchädigten⸗ oder Dienſtzeitrente (ohne Kinder⸗, Orts⸗, Pflege⸗, Führerhundzulage und 
Zuſatzrente) nach dem Verſorgungsgeſetze, dem Altrentnergeſetze, den früheren Militär⸗ 
verſorgungsgeſetzen, dem Polizeibeamtengeſetze vom 27. Juli 1923 ſowie der Rechts⸗ 
verordnung zur Regelung der Rechtsverhältniſſe der Polizeibeamten vom 5. Januar 1934, 

3. Ruhegehalt oder Wartegeld auf Grund einer verſicherungsfreien Beſchäftigung nach 
§S 1234, 1242 (SS 10, 16 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes) 

bis zur Höhe dieſer Bezüge. 

Abi. 1 gilt auch dann, wenn die Bezüge gewährt werden, ohne daß ein Rechtsanſpruch auf 
ſie beſteht. 

Abi. 1 Nr. 1, 2 gilt auch, ſoweit an die Stelle der Rente Krankenhauspflege oder Heil⸗ 
anſtaltspflege (Anſtaltspflege) tritt; in der Unfallverſicherung ſteht dabei die Heilanſtaltspflege 
(Anſtaltspflege) der Vollrente gleich. Der Annahme einer verſicherungsfreien Beſchäftigung nach 
Abi. 1 Nr. 3 Steht die Überſchreitung der Verſicherungspflichtgrenze nicht entgegen. 

Soweit Bezüge nach dem 31. März 1932 abgefunden ſind, gelten ſie als fortlaufend. 

Neben einer Rente aus der Unfallverfiherung tritt das Ruhen erſt ein, wenn die Unfallrente 
tatſächlich gewährt wird. 

Ein Ruhen der Rente nach Ab. 1 Nr. 3 tritt nicht ein, wenn die verſicherungsfrei Beſchäf⸗ 
tigten verpflichtet waren, für die ihre Verſicherungsfreiheit begründende Anwartſchaft auf Ver⸗ 
ſorgung beſondere Beiträge zu entrichten. 
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8 1275 
Die Hinterbliebenenrente ruht neben 
1. Hinterbliebenenrente aus der Unfallverſicherung, 
2. Witwenrente (ohne Ortszulage und Zuſatzrente) aus den im § 1274 Abſ. 1 Nr. 2 
aufgeführten Verſorgungsgeſetzen, 
3. Hinterbliebenenbezug auf Grund verſicherungsfreier Beſchäftigung ($ 1274 Abſ. 1 Nr. 3) 
bis zur Höhe dieſer Bezüge. 

Ein Ruhen der Rente nach Abſ. 1 Nr. 3 tritt nicht ein, wenn die verſicherungsfrei Beſchäf⸗ 
tigten verpflichtet waren, für die ihre Verſicherungsfreiheit begründende Anwartſchaft auf Ver⸗ 
ſorgung beſondere Beiträge zu entrichten. 

Bei mehreren Hinterbliebenenrenten iſt jede einzelne Rente mit dem ihr entſprechenden ander⸗ 
weiten Bezuge zu vergleichen. 

§ 1274 Abi. 2, Abſ. 3 Satz 2, Abſätze 4, 5 gelten entſprechend. 


§ 1276 

Hat der Verſicherte freiwillige Beiträge entrichtet oder ſich freiwillig höher verſichert, ſo ruht 
neben den im § 1274 Abi. 1 Nr. 2, 3, § 1275 Abi. 1 Nr. 2, 3 genannten Bezügen der Teil 
der Rente nicht, der dem Verhältnis des Nennwerts der freiwilligen zum Nennwert der geſamten 
Beiträge entſpricht. Beiträge aus der Zeit vom 1. Oktober 1921 bis 4. November 1923 bleiben 
außer Betracht. 

Freiwilligen Beiträgen im Sinne des Abſ. 1 ſtehen gleich Pflichtbeiträge für Zeiten, für 
die Verſicherte auf Antrag von der Verſicherungspflicht befreit worden wären. 


8 1277 

Von den Bezügen aus den im § 1274 Abſ. 1 Nr. 2 aufgeführten Verſorgungsgeſetzen bleiben 
bei Anwendung der Ruhensvorſchriften 30 Gulden monatlich unberückſichtigt. 

In den Fällen des § 1274 Abi. 1 Nr. 2, 3 und des § 1275 Abſ. 1 Nr. 2, 3 muß dem 
Berechtigten ein Drittel der Rente, mindeſtens aber der monatlich 61 Gulden überſteigende Be⸗ 
trag verbleiben. 

Treffen mehrere Milderungen (Abſ. 1, 2, § 1276) zuſammen, jo iſt nur die für den Berech⸗ 
tigten günſtigſte Vorſchrift anzuwenden. 

§ 1278 

Der Berechtigte iſt verpflichtet, der Verſicherungsanſtalt Bezüge mitzuteilen, die das Ruhen 
bewirken; ſolange er die Frage nach ſolchen Bezügen nicht beantwortet, kann die Rente eingeſtellt 
werden. Ein Rechtsmittel findet nicht ſtatt. 

Ruht eine Rente ganz oder zum Teil wegen Zuſammentreffens mit einer Rente aus der 
Unfallverſicherung, ſo hat die Verſicherungsanſtalt den Träger der Unfallverſicherung unverzüglich 
zu benachrichtigen. 

§ 1279 
Beim Zuſammentreffen 
1. mehrerer Renten aus der Invalidenverſicherung 
oder 
2. einer Invalidenrente mit einer Hinterbliebenenrente aus der Angeſtelltenverſicherung und 
umgekehrt 
erhält der Berechtigte nur die höchſte Rente. 


8 1280 
Die Rente ruht, ſolange der Berechtigte eine Freiheitsſtrafe von mehr als einem Monat 
verbüßt oder in Sicherungsverwahrung untergebracht iſt. Hat der Berechtigte im Inland An⸗ 
gehörige, die er überwiegend unterhalten hat, ſo wird ihnen die Invalidenrente überwieſen. 


§ 1281 
Die Rente ruht, ſolange ſich der berechtigte Inländer im Ausland aufhält und es unter⸗ 
läßt, der Verſicherungsanſtalt ſeinen Aufenthaltsort mitzuteilen. Weiſt der Berechtigte nach, 
daß er ohne ſein Verſchulden die Mitteilung unterlaſſen hat, ſo lebt inſoweit die Rente wieder auf. 


8 1282 
Die Rente ruht, ſolange der berechtigte Ausländer 
1. ſich freiwillig gewöhnlich im Ausland aufhält, 
2. wegen der Verurteilung in einem Strafverfahren aus dem Staatsgebiet verwieſen iſt. 
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$ 1283 
Der Senat kann das Ruhen der Rente für ausländiſche Grenzgebiete oder für auswärtige 
Staaten ausſchließen, deren Geſetzgebung Danzigern und ihren Hinterbliebenen eine entſprechende 
Fürſorge gewährleiſtet. 
8 1284 
Der Grundbetrag bleibt außer Anſatz 
1. bei den ins Ausland gezahlten Renten, 
2. bei den Renten der Hinterbliebenen eines Ausländers, die ſich zur Zeit ſeines Todes 
nicht gewöhnlich im Inland aufhielten. 


8 1285 

Der Senat — Abteilung Sozialverſicherung — kann für die Vorſchriften des $ 1284 Aus⸗ 
nahmen zulaſſen. 

6. Beginn und Wegfall der Renten 
§ 1286 
Die Rente beginnt mit dem erſten Tage des Monats, der auf den Monat folgt, in dem 
die Vorausſetzungen für die Gewährung der Rente erfüllt ſind; ſie beginnt jedoch 
1. wenn Krankengeld gewährt wird, mit dem auf den Wegfall des Krankengeldes folgenden 
Tage, 
2. wenn kein Krankengeld gewährt wird, bei vorübergehender Invalidität ($ 1253 Nr. 2, 
§ 1256 Abſ. 1 Nr. 2) mit dem erſten Tage des Monats, in dem die ſechsundzwanzig 
Wochen ablaufen. 

Läßt ſich der Beginn der Invalidität nicht feſtſtellen, ſo gilt als ſolcher der Tag, an dem 
der Rentenantrag eingegangen iſt (§ 1613). 

Sit der Rentenantrag nach Ablauf des Monats geſtellt, in dem die Vorausſetzungen für die 
Gewährung der Rente erfüllt ſind, ſo beginnt die Rente mit dem erſten Tage des Monats, der 
auf den Antragsmonat folgt. Dies gilt auch dann, wenn der Antrag nicht früher geſtellt werden 
konnte. 

Sit der Empfänger einer Rente nach dem Fünfzehnten eines Monats verſtorben, jo beginnt 
die Hinterbliebenenrente bereits mit dem erſten Tage des folgenden Monats, wenn der Antrag in 
dieſem Monat geſtellt wird. 

8 1287 

Die Witwenrente und die Witwerrente fallen mit dem Ablauf des Monats weg, in welchem 

der Berechtigte wieder heiratet. Die Witwe wird mit dem Betrag ihrer Jahresrente abgefunden. 
§ 1288 

Die Waiſenrente fällt mit dem Ablauf des Monats weg, in welchem die Waiſe das fünfzehnte 
Lebensjahr vollendet oder heiratet. 

8 1289 

Wird nachgewieſen, daß ein Verſicherter, der als verſchollen galt, noch lebt, ſo wird die 
weitere Zahlung der Hinterbliebenenrenten eingeſtellt. 

§ 1290 

Für den Sterbemonat und den Monat, in dem das Ruhen der Rente eintritt, wird die Rente 
voll gezahlt. 

8 1291 

Iſt beim Tode des Berechtigten die fällige Rente noch nicht abgehoben, jo ſind nacheinander 
bezugsberechtigt der Ehegatte, die Kinder, der Vater, die Mutter, die Geſchwiſter, wenn ſie mit 
dem Berechtigten zur Zeit ſeines Todes in häuslicher Gemeinſchaft gelebt haben. 

8 1292 

Stirbt ein Verſicherter oder ein zum Bezug einer Witwen⸗ oder Witwerrente Berechtigter, 
nachdem er ſeinen Anſpruch erhoben hatte, ſo ſind zur Fortſetzung des Verfahrens und zum 
Bezuge der bis zum Todestage fälligen Beträge nacheinander berechtigt der Ehegatte, die Kinder, 
der Vater, die Mutter, die Geſchwiſter, wenn ſie mit dem Berechtigten zur Zeit ſeines Todes 
in häuslicher Gemeinſchaft gelebt haben. 

7. Entziehung der Renten 
8 1293 

Iſt der zum Bezug einer Invaliden⸗ oder Witwenrente Berechtigte infolge einer weſentlichen 

Anderung in ſeinen Verhältniſſen nicht mehr invalide, ſo wird die Rente entzogen. 
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§ 1294 N 
Iſt der zum Bezug einer Witwerrente Berechtigte nicht mehr erwerbsunfähig oder nicht mehr 
bedürftig, ſo wird die Rente entzogen. 
§ 1295 
Entzieht ſich ein Berechtigter ohne Grund einer Nachunterſuchung oder Beobachtung, ſo kann 
ihm die Rente auf Zeit ganz oder teilweiſe entzogen werden, wenn er auf dieſe Folge hingewieſen 
worden iſt. 
g 8 1296 
Ein Beſcheid, der die Rente entzieht, wird mit Ablauf des Monats wirkſam, in dem er zuge⸗ 
ſtellt worden iſt. 
Die Verſicherungsanſtalt hat den Träger der Unfallverjiherung von der Entziehung der 
Rente unverzüglich zu benachrichtigen, wenn der Berechtigte eine Unfallrente bezieht. 


8. Zahlung der Renten 
§ 1297 
Die Landesverſicherungsanſtalt zahlt die Renten auf Anweiſung des Vorſtandes durch die 
Danziger Poſt, und zwar in der Regel durch die Poſtanſtalt, in deren Bezirk der Empfänger 
wohnt. Anderungen des Wohnorts hat der Empfänger der Poſtanſtalt oder der Verſicherungs⸗ 
anſtalt anzuzeigen. 
8 1298 
Jede Rente, bei Hinterbliebenenrenten jede einzelne Rente, wird in Teilbeträgen monat- 
lich im voraus gezahlt und bei jeder Auszahlung auf 10 Pfennig nach unten abgerundet. Renten 
unter 1 Gulden monatlich können für einen längeren Zeitraum im voraus gezahlt werden. 


$ 1299 


Jede Perſon, die berechtigt iſt, ein öffentliches Siegel zu führen, iſt befugt, die bei den Zah⸗ 
lungen erforderlichen Beſcheinigungen zu erteilen und zu beglaubigen. 


§ 1300 


Das Landesverſicherungsamt kann beſtimmen, wie an Empfänger zu zahlen iſt, die ſich ge⸗ 
wöhnlich im Ausland aufhalten. 


9. Sachleiſt ungen 
8 1301 

Gemeinden oder Gemeindeverbände können mit Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde 
ſtatutariſch beſtimmen, daß Renten bis zu zwei Dritteln nicht bar gezahlt, ſondern in Sachen ge⸗ 
währt werden. Dies gilt nur für die Rentenberechtigten, die im Bezirke wohnen, wenn ſie oder 
ihre Ernährer dort als landwirtſchaftliche Arbeiter nach Ortsgebrauch ganz oder teilweiſe in 
Sachen gelohnt worden und mit der Sachleiſtung ſtatt Renten einverſtanden ſind. 

Bei Waiſenrenten bedarf es außerdem der Zuſtimmung des Vormundes. Dieſer bedarf der 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. 

Den Wert der Sachen ſetzt das Oberverſicherungsamt nach Durchſchnittspreiſen feſt. 


8 1302 
Die Sachbezüge gewährt die Gemeinde des Wohnorts. Der Anſpruch auf Rente geht im 
Werte der Sachbezüge auf die Gemeinde über. 
Das Verſicherungsamt (Beſchlußausſchuß) entſcheidet bei Streit zwiſchen der Gemeinde und 
dem Berechtigten. Auf Beſchwerde entſcheidet das Oberverſicherungsamt endgültig. 
Iſt der Anſpruch auf Rente endgültig auf die Gemeinde übergegangen, ſo benachrichtigt die 
Verſicherungsanſtalt die Poſtanſtalt. 
f 8 1303 
Die Satzung der Verſicherungsanſtalt kann den Vorſtand ermächtigen, den Berechtigten auf 
Antrag in einem Invaliden⸗ oder Waiſenhaus oder einer ähnlichen Anſtalt unterzubringen und 
dazu die Rente ganz oder teilweiſe zu verwenden. 
Die Aufnahme verpflichtet den Berechtigten auf ein Vierteljahr und, wenn er nicht einen 
Monat vor Ablauf dieſer Zeit widerſpricht, jedesmal auf ein weiteres Vierteljahr zum Ver⸗ 
zicht auf die Rente, ſoweit ſie zu verwenden iſt. 
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10. Beſondere Befugniffe der Verſicherungsanſtalt 
8 1304 


Überzeugt ſich die Verſicherungsanſtalt bei erneuter Prüfung, daß die Leiſtung zu Unrecht 
abgelehnt, entzogen, eingeſtellt oder zu niedrig feſtgeſtellt worden iſt, ſo kann ſie neu feſtſtellen. 


$ 1305 
Die Verſicherungsanſtalt braucht Leiſtungen nicht zurückzufordern, die fie vor rechtskräftiger 
Entſcheidung nach dem Geſetze zahlen mußte oder die ſie zu Unrecht gezahlt hat. 


$ 1306 

Mit dem dreifachen oder, ſofern es ſich um eine Waiſenrente handelt, mit dem anderthalb- 
fachen Betrage ſeiner Jahresrente iſt abzufinden der berechtigte Ausländer im Falle des § 1282 
Nr. 1. 

11. Verhältnis zu anderen Anſprüchen. Aufrechnung 
Ss 1307 

Fabrik⸗, Seemanns⸗ und ähnliche Kaſſen können die Invaliden⸗, Alters⸗ oder Hinterblie⸗ 
benenunterſtützungen, die ſie ihren geſetzlich verſicherten Mitgliedern gewähren, höchſtens um den 
Wert der geſetzlichen Renten ermäßigen. Sie müſſen dann alle Beiträge oder mit Einverſtändnis 
der Arbeitgeber wenigſtens die der Kaſſenmitglieder entſprechend herabſetzen. 

Satzungsmäßige Unterſtützungen, welche die Kaſſe vor der Entſchließung der zuſtändigen 
Stellen oder vor dem 1. Januar 1891 bewilligt hat, dürfen nicht vermindert werden. 

Die erforderlichen Anordnungen ſind von der Kaſſe durch Satzungsänderungen herbeizuführen; 
dieſe bedürfen der Genehmigung der zuſtändigen Behörde. Die Behörde kann die Anderungen 
rechtsgültig ſelbſt vornehmen, wenn die Kaſſe den Antrag der beteiligten Arbeitgeber oder der 
Mitgliedermehrheit ablehnt. 

Die Beiträge brauchen nicht ermäßigt zu werden, wenn die Erſparniſſe an den Unterſtützun⸗ 
gen zur Deckung der der Kaſſe verbleibenden Leiſtungen nötig ſind, oder ſatzungsmäßig mit Geneh⸗ 
migung der Aufſichtsbehörde zu Wohlfahrtseinrichtungen für Betriebsbeamte, Arbeiter oder deren 
Hinterbliebene verwendet werden. 

Der Senat beſtimmt das Verfahren vor dem Aufſichtsamte für Privatverſicherung im Falle 
des Abſ. 3 Satz 2. 

8 1308 

§ 1307 gilt auch für ſolche zur Invaliden⸗, Alters⸗ und Hinterbliebenenfürſorge beſtimmten 
Kaſſen, für die nach Ortsſtatut eine Beitragspflicht beſteht. 

Die Unterſtützungen, die ſolche Kaſſen den Hinterbliebenen ihrer geſetzlich verſicherten Mit⸗ 
glieder gewähren, ermäßigen ſich um den halben Wert der geſetzlichen Leiſtungen gleicher Art. 
Die Anterſtützungen müſſen unter Hinzurechnung der geſetzlichen Leiſtungen mindeſtens um den 
Grundbetrag höher fein, als die ſatzungsmäßigen Unterſtützungen ohne die Ermäßigung ſein 
würden. Entſprechend der Ermäßigung der Unterjtügungen ſind alle Beiträge oder mit Einver⸗ 
ſtändnis der Arbeitgeber wenigſtens die der Mitglieder herabzuſetzen. Streit über die Höhe der 
Beitragsherabſetzung entſcheidet die Aufſichtsbehörde. 

Die Satzung kann beſtimmen, daß die Unterſtützungen und entſprechend die Beiträge um einen 
geringeren Teil oder gar nicht ermäßigt werden. 

Satzungsmäßige Unterſtützungen, die vor der Entſchließung der zuſtändigen Stellen oder 
vor dem Inkrafttreten dieſer Vorſchrift bewilligt ſind, dürfen nicht vermindert werden. 


$ 1309 
Die Rentenanſprüche dürfen, unbeſchadet des 8 1544h Abi. 1 Satz 3, nur aufgerechnet 
werden auf 
Erſatzforderungen für bezogene Entſchädigungen, ſoweit der Verſicherungsanſtalt ein 
Anſpruch darauf nach § 1542 zuſteht, 
geſchuldete Beiträge, 
gezahlte Vorſchüſſe, 
zu Unrecht gezahlte Leiſtungen, 
zu erſtattende Koſten des Verfahrens, 
von der Verſicherungsanſtalt verhängte Geldſtrafen. 
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III. Heilverfahren 
§ 1310 
Die Verſicherungsanſtalt kann ein Heilverfahren einleiten, wenn zu erwarten iſt, daß es 
1. die infolge einer Erkrankung drohende Invalidität eines Verſicherten oder einer Witwe 
abwendet, 
2. den zum Bezug einer Invaliden⸗, Witwen⸗ oder Witwerrente Berechtigten wieder er⸗ 
werbsfähig macht. 
8 1311 
Die Verſicherungsanſtalt kann insbeſondere den Erkrankten in einem Krankenhaus oder in 
einer Anſtalt für Geneſende unterbringen. N 
Iſt der Erkrankte verheiratet und lebt er mit ſeiner Familie zuſammen oder hat er einen 
eigenen Haushalt oder iſt er Mitglied des Haushalts ſeiner Familie, ſo bedarf es ſeiner Zu⸗ 
ſtimmung; bei einem Minderjährigen genügt ſeine Zuſtimmung. 
Die Zahlung der Invaliden⸗, Witwen⸗ oder Witwerrente kann für die Dauer des Heilver- 
fahrens ganz oder teilweiſe eingeſtellt werden. 


$ 1312 

Für die Angehörigen des Erkrankten, die er überwiegend unterhalten hat, iſt während des 
Heilverfahrens ($ 1311) Hausgeld zu zahlen. Es beträgt ein Viertel des Ortslohns für er⸗ 
wachſene Tagearbeiter. Unterlag jedoch der Erkrankte bis zum Eingreifen der Verſicherungsanſtalt 
der Krankenverſicherung, ſo berechnet ſich das Hausgeld auch für die Zeit, für welche die Ver⸗ 
pflichtung der Krankenkaſſe nicht mehr beiteht, nach der Satzung des Trägers der Krankenver⸗ 
ſicherung. 

Für Angehörige der zum Bezuge von Witwen⸗ oder Witwerrente Berechtigten wird kein 
Hausgeld gewährt. Das Hausgeld fällt weg, ſolange und ſoweit Lohn oder Gehalt auf Grund 
eines Rechtsanſpruchs gezahlt wird. 

§ 1313 

Entzieht ſich ein Berechtigter ohne Grund dem Heilverfahren ($ 1310) und wäre die In⸗ 
validität (Erwerbsunfähigkeit) durch das Heilverfahren vorausſichtlich verhütet oder beſeitigt 
worden, ſo kann die Rente auf Zeit ganz oder teilweiſe verſagt werden, wenn der Berechtigte 
auf dieſe Folge hingewieſen worden iſt. 

8 1314 

Streit aus den SS 1311 bis 1313, der nicht bei der Rentenfeſtſtellung erledigt wird, ent⸗ 

ſcheidet auf Beſchwerde das Oberverſicherungsamt endgültig. 


§8 1315 bis 1325 
ſind weggefallen. 


. Im Vierten Buche „Invalidenverſicherung“ erhält der Fünfte Abſchnitt folgende Fafſung: 


Fünfter Abſchnitt 
Aufbringung der Mittel 
Verteilung der Rentenausgaben 
IJ. Allgemeines 
8 1383 
Der Staat, der Arbeitgeber und die Verſicherten bringen die Mittel für die Verſicherung auf. 
8 1384 
Der Staat leiſtet an die Landesverſicherungsanſtalt zur Deckung ihrer Rentenausgaben 
1. die für die Grundbeträge ($S 1268 Abſ. 2, S 1272 Abſ. 1) erforderlichen Mittel, 
2. einen jährlichen Staatsbeitrag von 1230000 Gulden in monatlichen Teilen. 
$ 1385 
Zur Deckung des Aufwandes für Arbeitsloſe ($S 1266 Abi. 1 Nr. 3a) zahlt der Staat an 
die Landesverſicherungsanſtalt monatlich 60 Pfennig für jeden Arbeitsloſen. Die Zahl der Ende 
eines jeden Kalenderjahres bei den Arbeitsämtern gemeldeten Arbeitsloſen iſt maßgebend für 
das ganze folgende Rechnungsjahr des Staates. 
Der nach Abſ. 1 zur Deckung des Aufwandes der Landesverſicherungsanſtalt vorgeſehene 
Betrag beträgt für die Zeit vom 1. April 1936 bis 31. März 1937 monatlich 30 Pfennig für 
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jeden Arbeitslofen. Für die Zeit bis 1. April 1936 bewendet es bei der bisher gezahlten Ver⸗ 
gütung. 
§ 1386 
Die Arbeitgeber und die Verſicherten entrichten für jede Woche der verſicherungspflichtigen 
Beſchäftigung Beiträge zu gleichen Teilen (§8 1432, 1439, 1458). 
II. Lohn⸗ und Beitragsklaſſen 
$ 1387 
Nach der Höhe des wöchentlichen Arbeitsverdienſtes werden für die Verſicherten folgende 
Lohnklaſſen gebildet: 


nee = un 2 2 50 Wilden 
1 II von mehr als 7,50 bis zu 15,— 55 
7 III 7 77 7] 15,— »n 22,50 77 
7 IV ” 7 77 22,50 A N 30,— ” 
„ V 7 7 „ 30,— 22 37,50 „ 
„ VI 7 77 2} 37,50 7 „* 45,— „ 


7 VII 77 „ „ 45,— MEET 52,50 „ 
5 VIII % „ „52,50 Gulden. 
Der Senat — Abteilung Sozialverſicherung — beſtimmt das Nähere. Er kann insbeſondere 
für einzelne Berufszweige die Zugehörigkeit zu den Lohnklaſſen beſtimmen. 


$ 1388 
Für freiwillige Beitragsentrichtung werden die Beitragsklaſſen IX und X gebildet. 
$ 1389 


Die Verſicherung in einer höheren Klaſſe iſt erlaubt, der Arbeitgeber aber zum höheren Bei⸗ 
trag nur verpflichtet, wenn er fie mit dem Verſicherten vereinbart hat. 
III. Höhe der Beiträge 
$ 1390 
Der Wochenbeitrag iſt 
in der Lohnklaſſel .. 40 Guldenpfennig, 


nn ” IL. . BEER Ban. 2,.2,776 » > 
„ 1 7 Ii od Ihre ac een en „ > 
„5 „1 ” IVigen Iwan tar 150 „ } 
et 777 65 5 
„ „ „ NC 95 ß 
N N ” r ˙ T. Mm > 


505, 9 WII z Hun, an TeT296 10 
Der freiwillige Wochenbeitrag iſt 
in der Beitragsklaſſe K. 332 Guldenpfennig, 
„ RE EL : 
§ 1391 
Zur Feſtſetzung der künftigen Höhe der Beiträge wird für die Geſamtheit der Verſicherten der 
Durchſchnittsbeitrag berechnet. Er iſt ſo zu bemeſſen, daß der Wert aller künftigen Beiträge 
ſamt dem Vermögen, den Staatsmitteln ($ 1384 Abſ. 1) und den Zahlungen für Arbeitsloſe 
(8 1385) den Betrag deckt, der nach der Wahrſcheinlichkeitsrechnung mit Zins und Zinſeszins erfor⸗ 
derlich iſt, um alle künftigen Aufwendungen zu beſtreiten (Allgemeines Anwartſchaftsdeckungsver⸗ 
fahren). 


„ „ 2 


$ 1392 
Der Senat beſtimmt den hiernach erforderlichen Beitragssatz. Die Höhe der Beiträge für 
die Lohnklaſſen iſt gleichmäßig nach dem Endbetrage jeder Lohnklaſſe zu bemeſſen. 


IV. Vorſchüſſe 
8 1393 


Die Danziger Poſt kann von den Verſicherungsträgern und von dem Staate monatliche Vor⸗ 
ſchüſſe verlangen. 
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8 1394 
Das Landesverſicherungsamt beſtimmt für die Vorſchüſſe ($ 1393) das Nähere. 
§ 1397 Satz 2 gilt entſprechend. 
V. Abrechnung 
§ 1395 
Das Landesverſicherungsamt verteilt die Rentenausgaben auf den Verſicherungsträger und 
den Staat. Es beſtimmt Näheres über die Abrechnung zwiſchen dem Verſicherungsträger, der Dan⸗ 
ziger Poſt und dem Staate. Es kann für die Ermittlung der Belaſtung des Staates in den 
Fällen des § 1268 Abſ. 5, $ 1272 Abſ. 3 geſchätzte Durchſchnittsſätze für die Grundbetragsteile 
anrechnen. 
§ 1396 
Die Danziger Poſt teilt dem Landesverſicherungsamt zur Durchführung der Abrechnung 
binnen acht Wochen nach Ablauf jedes Kalenderjahrs die Beträge mit, die auf Anweiſung des 
Verſicherungsträgers im abgelaufenen Kalenderjahre gezahlt ſind. 
§ 1397 
Der Verſicherungsträger hat den zu erſtattenden Betrag binnen zwei Wochen nach dem 
Empfange der Zahlungsaufforderung des Landesverſicherungsamts aus den bereiten Mitteln zu 
zahlen. Sind keine vorhanden, ſo ſchießt ſie der Staat vor. 
Ss 1398 
Werden die Anſprüche der Danziger Poſt von den Verſicherungsträgern nicht rechtzeitig ge⸗ 
deckt, ſo leitet das Landesverſicherungsamt auf Antrag der Danziger Poſt die Zwangsbeitreibung 
ein. 
VI. Haftung 
§ 1399 
Soweit das Vermögen der Landesverſicherungsanſtalt zur Deckung der Verbindlichkeiten nicht 
ausreicht, haftet den Gläubigern der Staat. 
88 1400 bis 1410 
ſind weggefallen. 
Im Vierten Buche „Invalidenverſicherung“ 
a) erhält $ 1426 Abſ. 1 folgende Faſſung: 
§ 1426 
Der Arbeitgeber, der den Verſicherten die Beitragswoche hindurch beſchäftigt, hat für ſich und 
ihn den Beitrag zu entrichten. Die Beitragswoche beginnt am Montag. 
b) wird als § 1426 a eingefügt: 
§ 1426 a 
Für Beitragsrückſtände können Zinſen erhoben werden. Das Landesverſicherungsamt beſtimmt 
die Höhe des Zinsſatzes. 
c) erhält § 1432 folgende Faſſung: 
8 1432 
Der Verſicherungspflichtige muß ſich bei der Lohnzahlung die Hälfte des Beitrags und, wenn 
er ſich über die geſetzliche Lohnklaſſe hinaus verſichert, ohne die Verſicherung in einer höheren 
Klaſſe mit dem Arbeitgeber vereinbart zu haben, auch den Mehrbetrag vom Barlohn abziehen 
laſſen. Der Arbeitgeber darf nur auf dieſem Wege den Beitragsteil des Verſicherten wieder ein⸗ 
ziehen. Die Abzüge ſind auf die Lohnzeiten gleichmäßig zu verteilen. 
Für einen Verſicherten, deſſen regelmäßiger wöchentlicher Entgelt 7,50 Gulden nicht überſteigt, 
trägt der Arbeitgeber den Beitrag allein. 
d) fällt im $ 1445 Abf. 3 Satz 2 weg; 
e) werden als $ 1445 a und 1445 b eingefügt: 
8 1445 a 8 
Die bis zum 31. Dezember 1923 verwendeten Beitragsmarken dürfen nur inſoweit bean⸗ 
ſtandet werden, als die Verſicherungspflicht oder die Verſicherungsberechtigung in Frage ſteht. 


86 


8 1445 b 

Sind für einen Verſicherten Beiträge entrichtet, obwohl er einem anderen Verſicherungszweig 
angehört, ſo dürfen die Beiträge nur inſoweit beanſtandet werden, als die Nachentrichtung von 
Beiträgen zu dem anderen Verſicherungszweige ſtatthaft iſt. Bei Streit über die Verſicherungs⸗ 
zugehörigkeit ſind bis zur Entſcheidung Beiträge an den bisherigen Verſicherungsträger weiter zu 
entrichten. 

Die beanſtandeten Beiträge werden dem zuſtändigen Verſicherungszweig überwieſen; ſie gelten 
als zu Recht entrichtete Beiträge dieſes Verſicherungszweigs. Sind die Beiträge des zuſtändigen 
Verſicherungszweigs höher, wird der Fehlbetrag, ſoweit zuläſſig, eingezogen. Ein etwaiger Über⸗ 
ſchuß wird von Amts wegen erſtattet. Der Verſicherte kann jedoch erklären, daß der Überſchuß, 
ſoweit zuläſſig, als freiwilliger Höherverſicherungsbeitrag gelten ſoll; er hat in dieſem Falle den 
Beitragsteil des Arbeitgebers zu erſetzen. 

Der Senat — Abteilung Sozialverſicherung — kann Näheres beſtimmen. 

f) erhält S 1468 folgende Faſſung: 
§ 1468 

Entſtehen durch die Überwachung bare Auslagen, ſo können ſie dem Arbeitgeber auferlegt 
werden, wenn er ſie durch Pflichtverſäumnis verurſacht hat. Bei einem Beitragsrückſtand kann die 
Landesverſicherungsanſtalt einen Säumniszuſchlag von 5 vom Hundert des Rückſtandes erheben. 
Auf Beſchwerde entſcheidet das Oberverſicherungsamt endgültig. 

Die Koſten und der Säumniszuſchlag werden wie Gemeindeabgaben beigetrieben. 

Die Vorſchriften der Abſ. 1 und 2 finden auf die bei den Polniſchen Staatsbahnen im 
Gebiet der Freien Stadt Danzig beſtehenden Verſicherungsträger keine Anwendung. 

. Im Fünften Buche 
a) erhält die Überſchrift folgende Faſſung: 


Fünftes Buch 
Beziehungen der Verſicherungsträger zueinander und zu anderen Verpflichteten. 
Wanderverſicherung 
b) wird als dritter Abſchnitt eingefügt: 


Dritter Abſchnitt 
Wanderverſicherung 
§ 1544 a 
Für einen Verſicherten der Invalidenverſicherung oder der Angeſtelltenverſicherung, für den 
auch Beiträge zu dem anderen genannten Verſicherungszweige entrichtet worden ſind, gelten bei 
der Rentengewährung die SS 1544 b bis 1544 m. 


J. Wartezeit. Anwartſchaft 
§ 1544 b 
Für die Erfüllung der Wartezeit, für die Erhaltung und das Wiederaufleben der Anwart⸗ 
ſchaft in der Invaliden⸗ und der Angeſtelltenverſicherung werden die zu dieſen Verſicherungs⸗ 
zweigen entrichteten Beiträge zuſammengerechnet. 


§ 15440 

Für die Erfüllung der Wartezeit, für die Erhaltung und das Wiederaufleben der Anwart⸗ 
ſchaft werden die Beiträge des anderen Verſicherungszweigs nur berückſichtigt, ſoweit ſie nicht 
auf die gleiche Verſicherungszeit entfallen. 

Pflichtbeiträge des einen Verſicherungszweigs ſtehen Pflichtbeiträgen des anderen Verſiche⸗ 
rungszweigs gleich; entſprechendes gilt für freiwillige Beiträge. Je dreizehn Beitragswochen der 
Invalidenverſicherung gelten als drei Beitragsmonate der Angeſtelltenverſicherung; bei nicht durch 
dreizehn teilbaren Beitragswochen der Invalidenverſicherung gelten je vier Beitragswochen als ein 
Beitragsmonat; dies gilt auch umgekehrt. 

In der Invalidenverſicherung gelten als Erſatzzeiten für die Erhaltung der Anwartſchaft auch 
Krankheitszeiten (8 1263 Abſ. 1 Nr. 1, $ 1264), die ſich an eine mit Beiträgen zur Angeſtellten⸗ 
verſicherung belegte Zeit angeſtelltenverſicherungspflichtiger Beſchäftigung anſchließen. 
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§ 1544 d 

Für die Erhaltung der Anwartſchaft durch Dreivierteldeckung in den Fällen des § 1265 
Abſ. 2 dieſes Geſetzes, $ 29 Abſ. 2 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes, werden die für gleiche 
Zeiten entrichteten Beiträge berückſichtigt. 

Soweit in der Invalidenverſicherung zum Wiederaufleben der Anwartſchaft eine Mindeſtzahl 
von neuen Beitragswochen zurückgelegt werden muß ($ 1267), werden darauf Beiträge zur An⸗ 
geſtelltenverſicherung für Zeiten vor dem 1. Januar 1923 nur angerechnet, wenn zwiſchen dem 
Erlöſchen der Anwartſchaft und dem Beginne der Beitragsentrichtung zur Angeſtelltenverſicherung 
ein Zeitraum von nicht mehr als zwei Jahren liegt. 


II. Leiſtungen 
§ 1544 e 

Beim Eintritt eines Verſicherungsfalls wird eine Leiſtung nur aus den Verſicherungszweigen 
gewährt, deren Leiſtungsvorausſetzungen erfüllt ſind. 

Sind in einem Verſicherungszweige nicht für mehr als ſechsundzwanzig Wochen oder ſechs 
Monate Beiträge entrichtet, ſo wird aus ihm keine Leiſtung gewährt. 

8 1544f 

Der Grundbetrag wird aus einem Verſicherungszweige voll gewährt, wenn die Wartezeit 
durch die in ihm zurückgelegten Beitragswochen (Beitragsmonate) erfüllt iſt; ſonſt wird aus 
dieſem Verſicherungszweige der Grundbetrag nur zu dem Teil gewährt, der dem mit Beitrags⸗ 
wochen (Beitragsmonaten) belegten Teil der Wartezeit entſpricht. Dabei gelten Beitragszeiten 
von mehr als ſechsundzwanzig Wochen oder ſechs Monaten als volle Beitragsjahre; Beitrags- 
zeiten von geringerer Dauer bleiben außer Betracht. 

Die aus beiden Verſicherungszweigen zu gewährenden Grundbeträge oder Grundbetragsteile 
dürfen zuſammen den Grundbetrag der Angeſtelltenverſicherung nicht überſteigen. Soweit dies der 
Fall wäre, wird der Grundbetrag aus der Invalidenverſicherung nicht gewährt. 

Sind für dieſelbe Zeit Beiträge zu beiden Verſicherungszweigen entrichtet, ſo werden ſie für 
den Grundbetrag nur einmal berückſichtigt. Hierbei gilt folgende Reihenfolge: Angeſtelltenver⸗ 
ſicherung, Invalidenverſicherung. 

Die Abſätze 1 bis 3 gelten entſprechend für den Kinderzuſchuß. 


§ 1544 g 
Der Steigerungsbetrag wird grundſätzlich unverkürzt gewährt. Die Vorſchriften über die 
Mindeſthöhe des Steigerungsbetrags nach 8 1269 Abi. 2 finden keine Anwendung. It nach 
§ 1544 f der volle Grundbetrag aus der Angeſtelltenverſicherung zu leiſten, jo wird der Steige⸗ 
rungsbetrag aus der Invalidenverſicherung nur inſoweit gewährt, als er 


bei dem Ruhegelde 14,75 Gulden, 
„ der Witwen⸗ und der Wilen te eee 55 
„ der Waiſen rente in e590 5 


monatlich überſteigt. Dieſe Beträge ermäßigen ſich wenn aus der Angeſtelltenverſicherung nur 
ein Teil des Grundbetrags zu leiſten iſt, in demſelben Verhältnis. 


8 1544 h 

Auf die feſtgeſtellte Leiſtung finden die für den feſtſtellenden Verſicherungsträger geltenden 
Vorſchriften Anwendung. Die Vorſchriften des anderen Verſicherungszweigs über die Voraus⸗ 
ſetzungen für den Wegfall und die Entziehung bleiben für ihren Teil an der Geſamtleiſtung unbe⸗ 
rührt. Der Anſpruch auf die Geſamtleiſtung darf auch auf die im § 1309 (§ 56 des Angeſtellten⸗ 
verſicherungsgeſetzes) bezeichneten Forderungen des mitbeteiligten Verſicherungsträgers aufgerechnet 
werden. 

Für die Anwendung der Ruhensvorſchriften der SS 1274 bis 1277 (§ 36 des Angeſtellten⸗ 
verſicherungsgeſetzes) gilt folgende Reihenfolge: Invalidenverſicherung, Angeſtelltenverſicherung. 
§ 1276 iſt auf die Leiſtung aus jedem Verſicherungszweige geſondert anzuwenden. 

8 1544 i 

Sind nach einem zwiſchenſtaatlichen Vertrage Beiträge mehrerer Danziger Verſicherungszweige 
und eines oder mehrerer ausländiſcher Verſicherungszweige zuſammenzurechnen, ſo iſt die Höhe der 
Danziger Leiſtungen jo zu berechnen, daß zunächſt nach den Danziger Vorſchriften feſtgeſtellt wird, 
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welche Leitungen die einzelnen Danziger Verſicherungszweige zu gewähren haben. Auf die hier- 
nach für jeden Verſicherungszweig berechnete Danziger Einzelleiſtung ſind dann die entſprechenden 
Vorſchriften des zwiſchenſtaatlichen Vertrags anzuwenden. 


III. Verfahren 
§ 1544 K 

Der Leiſtungsantrag gilt für beide beteiligten Verſicherungszweige, ſoweit er nicht ausdrück⸗ 
lich auf einen Verſicherungszweig beſchränkt wird. 

Die Leiſtung wird als Geſamtleiſtung feſtgeſtellt, wenn Leiſtungen aus beiden Verſicherungs⸗ 
zweigen in Frage kommen. 

Zuſtändig für die Feſtſtellung und Zahlung der Leiſtungen iſt nacheinander, und zwar ohne 
Rückſicht auf die Wirkſamkeit der Beiträge 

1. die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte, wenn die Wartezeit (S 27 Abſ. 1 des 
Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes) allein durch Beitragsmonate zur Angeſtelltenverſicherung 
erfüllt wäre, 

2. der Verſicherungsträger, an den zuletzt Beiträge entrichtet ſind, 

3. der zuerſt angegangene Verſicherungsträger, wenn für den letzten Beitragsmonat Bei⸗ 
träge zu beiden Verſicherungszweigen entrichtet ſind. 

Der zuſtändige Verſicherungsträger ermittelt den Sachverhalt. Will er eine Leiſtung aus dem 
anderen Verſicherungszweige gewähren, ſo hat er deſſen Träger zu hören. Hält ein beteiligter Ver⸗ 
ſicherungsträger weitere Ermittlungen für erforderlich, ſo hat er ſie zu veranlaſſen und die hier⸗ 
durch entſtehende Koſten zu tragen. Der feſtſtellende Verſicherungsträger iſt an die Außerung des 
Trägers des anderen Verſicherungszweigs, ob und in welcher Höhe er eine Leiſtung gewähren 
will, gebunden. 

Der zuſtändige Verſicherungsträger erteilt einen Beſcheid; frühere Beſcheide hebt er auf, 
ſoweit ſie entgegenſtehen. 

Streit entſcheiden die für den feſtſtellenden Verſicherungsträger zuſtändigen Verſicherungs⸗ 
behörden. Im Verfahren vor dem Oberverſicherungsamt iſt auf Antrag eines beteiligten Verſi⸗ 
cherungsträgers die Sache, ſofern eine Leiſtung nur aus einem Verſicherungszweige ſtreitig iſt, an 
die für ihn zuſtändige Spruchkammer abzugeben. 

Die Abſätze 3 bis 6 gelten entſprechend, wenn eine Leiſtung entzogen oder eingeſtellt oder ihr 
Ruhen feſtgeſtellt werden ſoll; die Anhörung des beteiligten Verſicherungsträgers nach Abſ. 4 
iſt nur bei der Entziehung einer Leiſtung erforderlich. s 

8 1544 
Zwiſchen den beteiligten Verſicherungsträgern findet der Ausgleich ſtatt. 
§ 1544 m 


Der Senat — Abteilung Sozialverſicherung — kann zur Durchführung der SS 1544 a bis 
1544 1 Näheres, für das Verfahren auch Abweichendes beſtimmen. 


Artikel II 
Angeſtelltenverſicherungsgeſetz 
. Im erſten Abſchnitt erhalten die 88 2, 14, 15, 17 folgende Faſſung: 


8 2 
Die Jahresarbeitsverdienſtgrenze im Sinne des § 1 Abſ. 3 iſt 9000 Gulden; der Senat — 
Abteilung Sozialverſicherung — kann den Betrag ändern. Für die Jahresarbeitsverdienſtgrenze 
werden Zuſchläge, die mit Rückſicht auf den Familienſtand gezahlt werden, nicht angerechnet. 


8 14 
Auf ſeinen Antrag wird von der Verſicherungspflicht befreit, wer beim Eintritt in die ver⸗ 
ſicherungspflichtige Beſchäftigung das fünfzigſte Lebensjahr vollendet hat. Dies gilt nicht, wenn 
ein nach dem Vierten Buche der Reichsverſicherungsordnung Verſicherter in eine nach dieſem Ge⸗ 
ſetze verſicherungspflichtige Beſchäftigung übertritt. 
Abi. 1 gilt entſprechend für Angeſtellte, die früher verſicherungspflichtig geweſen find, deren 
Anwartſchaft aber erloſchen und nicht wieder aufgelebt iſt. 
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8 15 

Über den Antrag (SS 13, 14) entſcheidet das Verſicherungsamt Danzig (Ausſchuß für An⸗ 
geſtelltenverſicherung). 

Die Befreiung wirkt vom Beginne des Kalendermonats an, in dem der Antrag bei der 
Landesverſicherungsanſtalt oder einer der im § 198 Abſ. 1 und 2 genannten Stellen ein⸗ 
gegangen iſt. 

Das Verſicherungsamt widerruft die Befreiung ($ 13), ſobald ihre Vorausſetzungen nicht 
mehr vorliegen. 

Bei Verzicht auf die Befreiung (SS 13, 14) und bei ihrem endgültigen Widerrufe tritt die 
Verſicherungspflicht wieder in Kraft. 

Auf Beſchwerde entſcheidet das Oberverſicherungsamt. 

Der Senat — Abteilung Sozialverſicherung — kann Näheres beſtimmen. 


8 17 
Wer aus einer verſicherungspflichtigen Beſchäftigung ausſcheidet und mindeſtens vier Bei⸗ 
tragsmonate auf Grund der Verſicherungspflicht zurückgelegt hat, kann die Verſicherung freiwillig 
fortſetzen (Weiterverſicherung). 
Unter der gleichen Vorausſetzung kann die Verſicherung auch während des Aufenthalts im 
Ausland freiwillig fortgeſetzt werden. 
Als Vormonate für die freiwillige Verſicherung rechnen nach Entrichtung mindeſtens eines 
Beitrags die für die Erhaltung der Anwartſchaft geltenden Erſatzzeiten (8 30). 
II. Der Zweite Abſchnitt erhält folgende Faſſung: 
Zweiter Abſchnitt 
Gegenſtand der Verſicherung 
I. Allgemeines 
§ 19 
Regelleiſtungen ſind Renten (SS 22, 24), Beitragserſtattungen (88 42, 43) und ae 
($ 57). 
8 20 
Der Senat — Abteilung Sozialverſicherung — kann zulaſſen, daß die Regelleiſtungen durch 
Mehrleiſtungen ergänzt werden. Er regelt dann Gegenſtand und Vorausſetzungen, Zuſtändigkeit 
und Verfahren. 
8 21 
Die Landesverſicherungsanſtalt kann 

1. mit Genehmigung des Senats — Abteilung Sozialverſicherung — Mittel aufwenden, 
um allgemeine Maßnahmen zur Verhütung des Eintritts vorzeitiger Berufsunfähigkeit 
unter den Verſicherten oder zur Hebung der geſundheitlichen Verhältniſſe der verſicherten 
Bevölkerung zu fördern oder durchzuführen; die Genehmigung kann auch für Pauſch⸗ 
beträge erteilt werden; 

2. auf übereinſtimmenden Beſchluß des Direktoriums und des Verwaltungsrats und mit 
widerruflicher Genehmigung des Senats — Abteilung Sozialverſicherung — Mittel über 
die geſetzlichen Leiſtungen hinaus zum wirtſchaftlichen Nutzen der Rentenberechtigten, 
der . und ihrer Angehörigen aufwenden. 


II. Renten 
1. Allgemeine Vorausſetzungen 
Ss 22 
Ruhegeld erhält der Verſicherte, der 
1. zur Ausübung ſeines Berufs dauernd unfähig (berufsunfähig) iſt oder 
2. vorübergehend berufsunfähig iſt, wenn die Berufsunfähigkeit ununterbrochen ſechsund⸗ 
zwanzig Wochen gedauert hat, oder 
3. das fünfundſechzigſte Lebensjahr vollendet hat, 
wenn die Wartezeit erfüllt und die Anwartſchaft erhalten iſt. 
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§ 23 
Als berufsunfähig gilt der Verſicherte, deſſen Arbeitsfähigkeit infolge von Krankheit oder 
anderen Gebrechen oder Schwäche ſeiner körperlichen oder geiſtigen Kräfte auf weniger als die 
Hälfte derjenigen eines körperlich und geiſtig geſunden Verſicherten von ähnlicher Ausbildung und 
gleichwertigen Kenntniſſen und Fähigkeiten herabgeſunken it. 


§ 24 

Hinterbliebenenrenten ſind Witwenrenten, Witwerrenten und Waiſenrenten. 

Die Hinterbliebenenrenten werden gewährt, wenn für den Verſtorbenen zur Zeit ſeines Todes 
die Wartezeit (S 27 Abſ. 1) erfüllt und die Anwartſchaft erhalten iſt. 

Witwenrente erhält die Witwe nach dem Tode des verſicherten Ehemannes. 

Witwerrente erhält der erwerbsunfähige, bedürftige Ehemann nach dem Tode ſeiner ver⸗ 
ſicherten Ehefrau, wenn die Vorſtorbene den Unterhalt ihrer Familie überwiegend beſtritten hat. 

Waiſenrente erhalten nach dem Tode des Verſicherten ſeine Kinder bis zum vollendeten fünf⸗ 
zehnten Lebensjahre; § 1258 Abſ. 2, 3 der Reichsverſicherungsordnung gilt. 

Für die Gewährung von Leiſtungen an Hinterbliebene bei Verſchollenheit des Verſicherten 
gelten die SS 1259, 1260 der Reichsverſicherungsordnung. 


8 25 

Bei vorſätzlicher Herbeiführung der Berufsunfähigkeit gilt für das Ruhegeld $ 1261 Abſ. 1 
Satz 1, Abſ. 2, 3, bei vorſätzlicher Herbeiführung des Todes gilt für die Leiſtungen an Hinter⸗ 
bliebene 8 1261 Abſ. 1 Satz 2, Abſ. 3 der Reichsverſicherungsordnung. 

Für die Verjährung des Anſpruchs auf Leiſtungen gilt $ 29 Abſ. 3 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung. 

§ 26 

Sind für einen nach dieſem Geſetz Verſicherten auch Beiträge zur Invalidenverſicherung ent⸗ 
richtet, jo gelten die SS 1544 a bis 1544 m der Reichsverſicherungsordnung über die Wanderver⸗ 
ſicherung. 

2. Wartezeit 
8 27 
Die Wartezeit dauert ſechzig Beitragsmonate; find weniger als ſechzig Beitragsmonate auf 
Grund der Verſicherungspflicht zurückgelegt, ſo dauert die Wartezeit einhundertzwanzig Beitrags⸗ 
monate. 

Für das Ruhegeld wegen Vollendung des fünfundſechzigſten Lebensjahrs dauert die Warte⸗ 
zeit einhundertachtzig Beitragsmonate. Auf dieſe Wartezeit wird den Angehörigen eines Be⸗ 
rufszweigs, für den die Verſicherungspflicht am 1. April 1932 noch nicht fünfzehn Jahre be⸗ 
ſtand, die Dauer der früheren Beſchäftigung in dem Beruf angerechnet, wenn ſie nach dem In⸗ 
krafttreten der Verſicherungspflicht mindeſtens ſechzig Beitragsmonate auf Grund der Verſiche⸗ 
rungspflicht zurückgelegt haben. Lücken in der Beſchäftigung ſchließen die Anrechnung der früheren 
Beſchäftigung nicht aus. Beſchäftigungszeiten vor dem 1. Januar 1913 bleiben außer Betracht. 

Hat ein Verſicherter die kürzere Wartezeit des früheren Rechts erfüllt und das Ruhegeld über 
den 31. März 1932 hinaus bis zu ſeinem Tode bezogen, ſo gilt die Wartezeit für den Renten⸗ 
anſpruch ſeiner Hinterbliebenen als erfüllt. 

Als Beitragsmonat gilt ein Kalendermonat, für den ein Beitrag entrichtet oder eine Erſatzzeit 
nachgewieſen iſt. Für jeden Kalendermonat zählt nur ein Beitrag; der Pflichtbeitrag geht dem 
freiwilligen Beitrage vor. 
e 8 28 war: 

Als Erſatzzeiten für die Erfüllung der Wartezeit gelten die vollen Kalendermonate, in 
denen der Verſicherte während des Weltkrieges dem Deutſchen Reiche oder einem mit ihm ver⸗ 
bündeten oder befreundeten Staate Kriegs⸗, Sanitäts⸗ oder ähnliche Dienſte geleiſtet hat. Dies 
gilt auch für Verſicherte, die ſich in der Zeit vom 1. Januar 1913 bis zum Beginn ihres Kriegs⸗ 
dienſtes noch in der Ausbildung für einen Angeſtelltenberuf befanden oder nach vorheriger Be⸗ 
ſchäftigung als Angeſtellte ihrer aktiven Dienſtpflicht genügten und daher von der Verſicherungs⸗ 
pflicht nicht erfaßt wurden. . 

Abſ. 1 gilt nicht für Verſicherte, die in dem letzten Beitragsmonat vor den bezeichneten 
Dienſten bei einer Erſatzkaſſe verſichert geweſen ſind. 

Der Senat — Abteilung Sozialverſicherung — kann weitere Erſatzzeiten beſtimmen. 


9 


3. Anwartſchaft 
Ss 29 

Die Anwartſchaft wird nur erhalten, wenn nach dem Schluſſe des Kalenderjahrs, in dem der 
erſte Beitrag entrichtet worden iſt, bis zum Beginne des Kalenderjahrs, in dem der Verſiche⸗ 
rungsfall eintritt, jährlich mindeſtens ſechs Beitragsmonate zurückgelegt werden. $ 27 Abſ. 4 gilt. 

Die Anwartſchaft gilt als erhalten, wenn die zwiſchen dem erſtmaligen Eintritt in die Ver⸗ 
ſicherung und dem Verſicherungsfalle liegende Zeit mindeſtens zu drei Vierteln durch Beiträge 
oder Erſatzweiten im Sinne des § 28 Abſ. 1 belegt iſt. 

Alle Anwartſchaften gelten als bis zum 31. Dezember 1925 erhalten. 

Für die Zeit vom 1. Januar 1926 bis zum 31. Dezember 1933 müſſen zur Erhaltung 
der Anwartſchaft in jedem Kalenderjahr zurückgelegt ſein 

mindeſtens je acht Beitragsmonate für das zweite bis elfte Kalenderjahr der Verſicherung, 

mindeſtens je vier Beitragsmonate vom zwölften Kalenderjahr ab. 
§ 27 Abſ. 4 gilt. 

8 30 

Als Erſatzzeiten für die Erhaltung der Anwartſchaft im Falle des § 29 Abſ. 1, 4 gelten die 

1. Zeiten, in denen der Verſicherte wegen einer Krakheit zeitweiſe arbeitsunfähig und nach⸗ 
weislich in ſeiner Berufstätigkeit verhindert geweſen iſt und kein Entgelt erhalten hat, 

2. Zeiten ſeit dem 1. April 1934, für die der Verſicherte als Arbeitsloſer Erwlerbsloſen⸗ 
unterſtützung erhalten hat oder aus der öffentlichen Fürſorge unterſtützt worden iſt, 

3. Zeiten, in denen der Verſicherte in Erfüllung ſeiner Hilfsdienſtpflicht dem Danziger 
Staatlichen Hilfsdienſt angehört hat, 

4. Zeiten, in denen der Verſicherte Ruhegeld oder Witwerrente aus der Angeſtelltenver⸗ 
ſicherung, Invaliden⸗, Witwer⸗ oder Witwenrente aus der Invalidenverſicherung be⸗ 
zogen hat, 

5. Zeiten der beruflichen Fortbildung des Verſicherten an einer ſtaatlich anerkannten Lehr⸗ 
anſtalt; der Senat beſtimmt die ſtaatlich anerkannten Lehranſtalten im Sinne dieſer Vor⸗ 
Vorſchrift, 

6. Zeiten bis zum 10. Januar 1920, in denen der Verſicherte in Mobilmachungs⸗ oder 
Kriegszeiten militäriſche Dienſte oder freiwillige Kriegskrankenpflege bei der Deutſchen 
Wehrmacht geleiſtet hat, 

7. im S 28 Abſ. 1 Satz 1 genannten Zeiten. 

Wie Krankheitszeit rechnet Geneſungszeit und bis zu zwei Monaten die Zeit einer Schwan⸗ 

gerſchaft oder eines regelmäßig verlaufenen Wochenbetts. 

Nicht angerechnet wird eine Krankheit, die ſich der Verſicherte vorſätzlich oder bei Begehung 
eines durch ſtrafgerichtliches Urteil feſtgeſtellten Verbrechens oder durch ſchuldhafte Beteiligung bei 
Schlägereien oder Raufhändeln zugezogen hat. § 1261 Abſ. 3 der Reichsverſicherungsordnung 
gilt. : 

Der Senat — Abteilung Sozialverſicherung — kann weitere Erſatzzeiten beſtimmen. 


8 31 
Die erloſchene Anwartſchaft lebt, unbeſchadet der Nachzahlungsmöglichkeiten nach § 168, 
wieder auf, wenn der Verſicherte die zur Erhaltung der Anwartſchaft noch erforderlichen freiwil⸗ 
ligen Beiträge innerhalb der zwei Kalenderjahre nachentrichtet, die dem Kalenderjahre der Fäl⸗ 
ligkeit der Beiträge folgen. 
Die Anwartſchaft lebt auch wieder auf, wenn von neuem auf Grund der Verſicherungspflicht 
oder der Selbſtverſicherung Beiträge entrichtet worden ſind, und zwar 
falls vor dem Erlöſchen der Anwartſchaft die Wartezeit (§S 27 Abſ. 1) erfüllt war, min⸗ 
deſtens vierundzwanzig Monatsbeiträge, 
andernfalls mindeſtens achtundvierzig Monatsbeiträge. 
Für jeden Kalendermonat zählt nur ein Beitrag. 


4. Berechnung der Renten 
8 32 
Das Nuhegeld beſteht aus Grundbetrag, Steigerungsbetrag und Kinderzuſchuß. 
Der Grundbetrag iſt für alle Klaſſen (Gehalts- und Beitragsklaſſen 88 151, 152) 450 Gul- 
den im Jahre. 
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Der jährliche Steigerungsbetrag iſt für jeden Monatsbeitrag 


in der Aloe, A, . .. 90,2 Gulden 
„ „ m B 0,63 60 
„ „ 7 C 1,00 50 
„ „ „ D 1425 in 
„ „ 110 E 1,63 5 
„5 „ „ F 2,13 Mn 
„ „7 „5 8 2,75 5 
„ „7 l 4,50 95 
„ „ m J 7,50 „ 
»» „ Ki.s 9,60 5 


Für die Bemeſſung des Steigerungsbetrags ſtehen die Klaſſen vor und nach dem 1. Dezember 
1923 einander gleich. Auf Beiträge, die in der Zeit vom 1. Auguſt 1921 bis zum 30. November 
1923 entrichtet ſind, entfällt kein Steigerungsbetrag. 

8 33 

Für Erſatzzeiten im Sinne des S 28 Abſ. 1 Satz 1 werden Steigerungsbeträge gewährt. 
Für die Erſatzzeiten nach S 28 Abſ. 3, § 30 Abſ. 4 kann der Senat — Abteilung Sozialverſiche⸗ 
rung — Steigerungsbeträge beſtimmen. 

Für Beiträge Halbverſicherter, die in der Zeit vom 1. Januar 1913 bis zum 31. Juli 1921 
entrichtet ſind, wird der Steigerungsbetrag nur zur Hälfte gewährt. 

Für einen Beitrag nach § 177 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte vom 20. Dezember 
1911 wird der Steigerungsbetrag der entſprechenden oder nächſthöheren früheren bis zum 31. Juli 
1921 gültigen Gehaltsklaſſe, höchſtens aber der Klaſſe J, gewährt; ſind für einen Monat mehrere 
Beiträge dieſer Art entrichtet, ſo iſt ihre Summe und, falls Beiträge für mehrere Monate ent⸗ 
richtet ſind, ihr Monatsdurchſchnitt maßgebend. 

8 34 


Für den Kinderzuſchuß zum Ruhegelde gilt 8 1271 der Reichsverſicherungsordnung mit 
der Maßgabe, daß der Kinderzuſchuß jährlich 110,40 Gulden beträgt. 


§ 35 
Die Witwenrente und die Witwerrente iſt fünf Zehntel, die Waiſenrente vier Zehntel des 
Ruhegeldes ohne Kinderzuſchuß. 
Für den Höchſtbetrag der Hinterbliebenenrenten gilt S 1273 der Reichsverſicherungsord⸗ 
nung; an Stelle von Invalidität iſt Berufsunfähigkeit maßgebend. 


5. Ruhen der Renten 
8 36 
Für das Ruhen der Renten gelten die 88 1274 bis 1283 der Reichsverſicherungsordnung mit 
folgenden Abänderungen: 

1. Anſtelle von Invalidenrente iſt Ruhegeld maßgebend. 

2. Anſtelle der 88 1281, 1282 tritt folgende Vorſchrift: 

„Ruhegeld und Renten ruhen, ſolange ſich der Berechtigte ohne Zuſtimmung 
der Landesverſicherungsanſtalt gewöhnlich im Ausland aufhält.“ 

3. Bei Anwendung des § 1276 Abſ. 1 der Reichsverſicherungsordnung bleiben Beiträge, 
die in der Zeit vom 1. Auguſt 1921 bis 30. November 1923 entrichtet ſind, außer Be⸗ 
tracht. Als freiwillige Beiträge im Sinne des § 1276 Abſ. 1 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung gelten auch Beitragsmonate, die eingekauft worden ſind oder um die die War⸗ 
tezeit abgekürzt worden iſt. 


6. Beginn und Wegfall der Renten 
8 37 


Für den Beginn und Wegfall der Renten gelten die $$ 1286 bis 1292 der Reichsverſi⸗ 
cherungsordnung. Ruhegeld im Falle vorübergehender Berufsunfähigkeit beginnt jedoch früheſtens 
mit dem erſten Tage des Monats, in dem die ſechsundzwanzig Wochen ablaufen. 
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Die Abfindung der Witwe im Falle ihrer Wiederverheiratung ($ 1287 der Reichsverſiche⸗ 
rungsordnung) iſt jedoch das Dreifache ihrer Jahresrente; der Anſpruch verfällt, wenn er nicht 
innerhalb eines Jahres nach der Wiederverheiratung geltend gemacht wird. 

Die in den SS 1291, 1292 der Reichsverſicherungsordnung genannten Perſonen können auch 
dann die Renten beziehen und das Verfahren fortſetzen, wenn ſie von dem Berechtigten weſentlich 
unterhalten worden ſind. 

Im übrigen iſt an Stelle von Invalidität Berufsunfähigkeit, an Stelle von Invalidenrente 
Ruhegeld maßgebend. 

7. Entziehung der Renten 
8 38 


Für die Entziehung des Ruhegeldes und der Witwerrente gelten die SS 1293 bis 1296 der 
Reichsverſicherungsordnung; an Stelle von Invalidität iſt Berufsunfähigkeit maßgebend. 


8. Zahlung der Renten 
8 39 

Die Landesverſicherungsanſtalt zahlt die Renten auf Anweiſung des Direktoriums durch die 
Danziger Poſt; ſie kann die Renten durch die Poſtanſtalten als Zahlſtellen auszahlen laſſen. 
; Der Senat — Abteilung Sozialverſicherung — kann über das Verfahren ſowie darüber, wie 
an Empfänger zu zahlen iſt, die ſich gewöhnlich im Ausland aufhalten, Näheres beſtimmen. 

Für die Vorauszahlung und Abrundung der Renten, ſowie für die Erteilung und Beglaubi⸗ 
gung von Beſcheinigungen gelten die SS 1298, 1299 der Reichsverſicherungsordnung. 


9. Sachleiſtungen 
8 40 


Für die Gewährung von Sachleiſtungen gelten die 88 120, 121, 1303 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung; im Falle des § 1303 bedarf es der Ermächtigung durch die Satzung nicht. 


10. Beſondere Befugniſſe der Landesverſicherungsanſtalt 
sa 
Für die Landesverſicherungsanſtalt gelten die 88 1304 bis 1306 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung. 
11. Erſtattung von Beiträgen 
8 42 


Stirbt eine Verſicherte nach Ablauf der Wartezeit für das Ruhegeld wegen Berufsunfähig- 
keit vor Eintritt in den Genuß eines Ruhegeldes und beſteht kein Anſpruch auf Hinterbliebenen 
rente, ſo iſt auf Antrag die Hälfte der für die Zeit vom 1. Dezember 1923 bis zum Tode der 
Verſicherten entrichteten Beiträge zu erſtatten. 

Anſpruchsberechtigt find nacheinander der Ehegatte, die Kinder, der Vater, die Mutter, die 
Geſchwiſter, wenn ſie mit der Verſicherten zur Zeit ihres Todes in häuslicher Gemeinſchaft gelebt 
haben oder von der Verſicherten weſentlich unterhalten worden ſind. Der Anſpruch verfällt, wenn 
er nicht innerhalb eines Jahres nach dem Tode der Verſicherten geltend gemacht wird. 

Die Anwartſchaft auf die Beitragserſtattung wird durch Beiträge zur Invalidenverſicherung 
erhalten. $ 1544 c Abi. 2 Satz 2 der Reichs verſicherungsordnung gilt. 


8 43 


Heiratet eine Verſicherte nach Ablauf der Wartezeit für das Ruhegeld wegen Berufsunfähig⸗ 
keit und ſcheidet ſie binnen drei Jahren nach der Verheiratung aus der verſicherungspflichtigen Be⸗ 
ſchäftigung aus, ſo iſt ihr auf Antrag die Hälfte der für die Zeit vom 1. Dezember 1923 bis 
zum Ausſcheiden geleiſteten Beiträge zu erſtatten. Der Anſpruch verfällt, wenn er nicht binnen 
drei Jahren nach der Verheiratung geltend gemacht wird. Die Erſtattung ſchließt weitere An⸗ 
ſprüche an die Landesverſicherungsanſtalt aus den erſtatteten Beiträgen aus. 

Abf. 1 gilt auch für Verſicherte, die durch Eintritt in eine Schweſternſchaft oder religiöſe 
Gemeinſchaft aus der Verſicherungspflicht ausſcheiden und ſich nicht freiwillig weiter en 

$ 42 Abſ. 3 gilt. 
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8 44 
Ruht ein Ruhegeld einer weiblichen Verſicherten in den Fällen des $ 36 in Verbindung mit 
§ 1274 oder § 1279 der Reichsverſicherungs ordnung, jo kann die Berechtigte an Stelle des 
Ruhegeldes die Erſtattung von Beiträgen verlangen, wenn fie vor dem 1. April 1932 geheiratet, 
den Erſtattungsanſpruch aber nach § 43 nicht geltend gemacht und ſich freiwillig weiterverſichert hat. 
Erſtattet werden von den für die Zeit ſeit dem 1. Dezember 1923 entrichteten Beiträgen die vollen 
für die Zeit ſeit der Verheiratung entrichteten freiwilligen Beiträge, die übrigen Beiträge zur 
Hälfte. 
Das Ruhegeld fällt mit dem Ablauf des Monats weg, in dem die Erſtattung gewährt wird. 
Die Erſtattung ſchließt weitere Anſprüche aus den erſtatteten Beiträgen aus. 
Die Verjährungsfriſt (S 29 Abſ. 2) beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem das Ruhen 
eintritt. 
12. Verhältnis zu anderen Anſprüchen. Übertragung, Aufrechnung 
8 45 
Unberührt von dieſem Geſetz bleiben die geſetzlichen Pflichten der Gemeinden und Armenver⸗ 
bände zur Unterſtützung Hilfsbedürftiger und andere auf Geſetz, Satzung, Vertrag oder letztwilliger 
Verfügung beruhende Pflichten zur Fürſorge für die nach dieſem Geſetz Verſicherten und ihre 
Hinterbliebenen. 
8 46 
Unterſtützt eine Gemeinde oder ein Armenverband nach geſetzlicher Pflicht einen Hilfsbedürf⸗ 
tigen für eine Zeit, für die er einen Anſpruch nach dieſem Geſetz hatte oder noch hat, ſo kann die 
Gemeinde oder der Armenverband, jedoch nur bis zur Höhe dieſes Anſpruchs, Erſatz beanspruchen. 
8 47 
Der Erſatz von Begräbniskoſten, die beim Tod des Verſicherten gewährt worden ſind, kann, 
ſoweit nicht der Träger der geſetzlichen Unfallverſicherung oder Krankenverſicherung Erſatz zu leiſten 
hat, aus der Kapitalabfindung (§ 42) beanſprucht werden; im übrigen darf nur auf Ruhegeld 
oder Renten zugegriffen werden. 
8 48 
Zur Befriedigung des Erſatzanſpruchs darf auf rückſtändige Ruhegeld⸗ und Rentenbeträge bis 
zu ihrer vollen Höhe, auf andere Rentenbeträge nur bis zu ihrer halben Höhe zugegriffen werden. 
8 49 
Der Erſatzanſpruch iſt bei der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte anzumelden. Sie ent⸗ 
ſcheidet vorbehaltlich des Streitverfahrens ($ 53). 
s 50 
Eine Gemeinde oder ein Armenverband kann auch dann Erſatz beanſpruchen, wenn der Hilfs- 
bedürftige, der einen Anſpruch auf Ruhegeld oder Rente hat, ſtirbt ohne den Anſpruch angemeldet 
zu haben. 
8 51 
Auch die Erſatzberechtigten können die Feſtſtellung der Leiſtungen nach dieſem Geſetz be⸗ 
treiben und Rechtsmittel einlegen. Der Ablauf der Friſten, die ohne ihr Verſchulden verſtrichen 
ſind, wirkt nicht gegen ſie; dies gilt nicht für Verfahrensfriſten, ſoweit die Erſatzberechtigten das 


Verfahren ſelbſt betreiben. 
8 52 


Der Anſpruch auf Erſatz iſt ausgeſchloſſen, wenn er nicht ſpäteſtens ſechs Monate nach Ab⸗ 
lauf der Unterſtützung geltend gemacht wird. 
§ 53 
Streit über Erſatzanſprüche aus den SS 46 und 52 wird im Spruchverfahren entſchieden. 
8 54 
Was in dieſem Abſchnitt für Gemeinden und Armenverbände vorgeſchrieben üb, gilt auch 
für Betriebsunternehmer und Kaſſen, die ſtatt ſolcher Verpflichteten nach geſetzlicher Pflicht Hilfs⸗ 
bedürftige unterſtützen. 177 sr 8 


III. 
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Soweit die nach dieſem Geſetze Verſicherten oder ihre Sinterbliebenen geſehlch von Dritten 
Erſatz eines Schadens beanſpruchen können, der ihnen durch die Berufsunfähigkeit oder durch den 
Tod des Ernährers erwachſen iſt, geht der Anſpruch auf die Landesverſicherungsanſtalt bis zum 
Betrage derjenigen Leiſtungen über, die ſie infolge des Schadens zu tragen hat. 

Hat ein ordentliches Gericht über ſolche Anſprüche zu erkennen, ſo iſt es an die Entſcheidung 
gebunden, die in einem Verfahren nach dieſem Geſetze darüber ergeht, ob und in welchem Um⸗ 
fange die Landesverſicherungsanſtalt verpflichtet iſt. 

§ 56 

Für die übertragung, Verpfändung und Pfändung der Rentenanſprüche gelten die 88 119, 

119 a, für die Aufrechnung § 1309 der Reichsverſicherungsordnung entſprechend. 


III. Heillverfahren 
8 57 

Für das Heilverfahren gelten die 88 1310 bis 1314 der Reichsverſicherungsordnung; an 
Stelle von Invalidität iſt e an Stelle von Invalidenrente iſt Ruhegeld maß⸗ 
gebend. 

Das Hausgeld iſt täglich mindeſtens drei Zwanzigſtel des zuletzt entrichteten Monatsbeitrags. 
Auf das Hausgeld können Barbezüge aus der Sozialverſicherung für die gleiche Zeit angerechnet 
werden. 

8 58 bis 88 
ſind weggefallen. 
Im fünften Abſchnitt erhalten die ss 150 bis 154, 164, 171, 183, 196 die nachſtehende Faſſung; 
außerdem wird § 184 a neu eingefügt. 
$ 150 

Die Arbeitgeber und die Verſicherten bringen die Mittel für die Verſicherung auf. 

Sie entrichten für jeden Monat der verſicherungspflichtigen Beſchäftigung und für Krank⸗ 
heitszeiten, in denen die Verſicherten Gehalt beziehen, Beiträge zu gleichen Teilen. 

8 151 

Nach der Höhe des monatlichen Arbeitsverdienſtes werden für die Verſicherten folgende 

Gehaltsklaſſen gebildet: 
Gehaltsklaſſe K bis zu 75 Gulden 

B bon mehr als 5 125 IM 

ii 55 s „ 0 55 

7 7 15 i eee 00 77 

E „„ 

B eee e eee 

G 


„ „ 77 9 350 123 2} 500 77 
„ H 2} 2 „ 500 „ „ 750 2 
Der Senat — Abteilung Sozialverſicherung — beſtimmt das Nähere. 
8 152 


Fur freiwillige Beitragsentrichtung ($ 165 Abſ. 2 Satz 2, 5 166) werden die Beitrags⸗ 
klaſſen J und K gebildet. 
8 153 
Der Monatsbeitrag it \ 
in der Gehaltsklaſſe 2 Gulden 


9 „ 


VI. 


Der freiwillige Monatsbeitrag iſt 
in der Beitragskaſſe n 50 Gulden, 
dn 5 K ne 290: enn 0 5e 


8 154 

Zur Feſtſetzung der künftigen Höhe der Beiträge wird für die Geſamtheit der Verſicherten 
der Durchſchnittsbeitrag berechnet. Er iſt ſo zu bemeſſen, daß der Wert aller künftigen Beiträge 
ſamt dem Vermögen den Betrag deckt, der nach der Wahrſcheinlichkeitsrechnung mit Zins und 
Zinſeszins erforderlich iſt, um alle künftigen Aufwendungen zu beſtreiten (Allgemeines Anwart⸗ 
ſchaftsdeckungsverfahren). 

Der Senat beſtimmt den hiernach erforderlichen Beitragsſatz. Die Höhe der Beiträge für die 
Gehaltsklaſſen iſt gleichmäßig nach dem Endbetrage jeder Gehaltsklaſſe zu bemeſſen. 


e § 164 

Der Verſicherungspflichtige muß ſich bei der Gehaltszahlung die Hälfte des Beitrags und, 
wenn er ſich über die geſetzliche Gehaltsklaſſe hinaus verſichert, ohne die Verſicherung in einer 
höheren Klaſſe mit dem Arbeitgeber vereinbart zu haben, auch den Mehrbetrag vom Barlohn 
abziehen laſſen. Der Arbeitgeber darf nur auf dieſem Wege den Beitragsteil des Verſicherten 
wieder einziehen. Die Abzüge ſind auf die Gehaltszeiten gleichmäßig zu verteilen. Teilbeträge 
ſind auf volle Pfennige für den Arbeitgeber aufzurunden, für den Angeſtellten abzurunden. 

Für einen Verſicherten, deſſen monatlicher Entgelt 60 Gulden nicht überſteigt, ſowie für 
Lehrlinge trägt der Arbeitgeber den Beitrag allein. 

Unterbliebene Abzüge dürfen bei der nächſten Gehaltszahlung nachgeholt werden, weiter 
zurück nur, wenn der Arbeitgeber die Beiträge ſchuldlos nachentrichtet. 

Arbeitgeber, gegen die eine Anordnung des Verſicherungsamts nach § 398 der Reichsver⸗ 
ſicherungsordnung ergangen iſt, dürfen Gehaltsabzüge nur für die Zeit machen, für die ſie die 
Beiträge nachweislich bereits entrichtet haben. 

Abſchlagszahlung gilt nicht als Gehaltszahlung im Sinne dieſer Vorſchriften. 


§ 171 5 
Für die Vermutung des Beſtehens eines Verſicherungsverhältniſſes, die Wirkung eines An⸗ 
erkenntniſſes der Verſicherung, die Feſtſtellung der Gültigkeit verwendeter Beitragsmarken, die 
Beanſtandung von Beiträgen gelten die SS 1445 bis 1445 b der Reichsverſicherungsordnung; an 
Stelle von Quittungskarte iſt Verſicherungskarte, an Stelle von Beitragswoche iſt Beitragsmonat 
maßgebend. 
8 183 
Entſtehen durch die Überwachung bare Auslagen, jo können ſie dem Arbeitgeber auferlegt 
werden, wenn er ſie durch Pflichtverſäumnis verurſacht hat. Bei einem Beitragsrückſtand kann die 
Landesverſicherungsanſtalt einen Säumniszuſchlag von 5 vom Hundert des Rückſtandes erheben. 
Auf Beſchwerde entſcheidet das Oberverſicherungsamt. 
Die Koſten und der Säumniszuſchlag werden wie Gemeindeabgaben beigetrieben. 


§ 184 a 
Für Beitragsrückſtände können Zinſen erhoben werden. Das Landesverſicherungsamt be⸗ 
ſtimmt die Höhe des Zinsſatzes. 
8 196 
Der Senat beſtimmt den Betrag, bis zu welchem das Vermögen in den im § 190 Nr. 1 
genannten Forderungen anzulegen iſt. 


. Der bisherige Siebente Abſchnitt (SS 276 bis 278) fällt weg. 
V. 


$ 58 der Verordnung zur Ausführung des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes und des Einführungs⸗ 
geſetzes zum Angeſtelltenverſicherungsgeſetz vom 9. November 1923 (G. Bl. S. 1253 ff.) fällt weg. 
§ 328 erhält folgende Faſſung: 
§ 328 

Als berufsunfähig im Sinne des § 22 Nr. 1 gilt auch, wer das ſechzigſte Lebensjahr voll⸗ 
endet hat und ſeit mindeſtens einem Jahr ununterbrochen arbeitslos iſt. 

Das Ruhegeld wird für die weitere Dauer der Arbeitsloſigkeit gewährt. 

Das Ruhegeld fällt mit dem Ablauf des Monats weg, in dem der Berechtigte in eine inva⸗ 
liden⸗ oder angeſtelltenverſicherungspflichtige Beſchäftigung eintritt. 
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Für die Anwendung der Abſätze 1 und 3 bleibt eine Beſchäftigung, die über eine gelegent⸗ 
liche Aushilfe nicht hinausgeht, außer Betracht. 
Abſ. 1 tritt mit dem Schluſſe des Jahres 1936 außer Kraft; feſtgeſtellte Ruhegelder werden 
davon nicht betroffen. 
Artikel III 
Durchführungs⸗ und Schlußvorſchriften 
8 1 

Die Vorſchriften dieſer Verordnung treten, ſoweit nichts anderes beſtimmt iſt, mit Wirkung vom 
1. Januar 1936 in Kraft. Entgegenſtehende Vorſchriften treten mit dem gleichen Zeitpunkt außer 
Kraft, ſoweit nicht anderes beſtimmt iſt. 

§ 14 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1932 in Kraft. 

§ 80, § 1384 Nr. 2, S 1385 der Reichsverſicherungsordnung treten mit Wirkung vom 1. April 
1934 in Kraft. 

Der Senat beſtimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens der SS 1391, 1392 der Reichsverſiche⸗ 
rungsordnung, des § 154 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes; ſogleich nach dem Inkrafttreten dieſer 
Vorſchriften it der Beitragsſatz und die Höhe des Beitrags nach den SS 1391, 1392 der Reichsver⸗ 
ſicherungsordnung, § 154 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes neu zu beſtimmen. 


8 2 

Anſprüche aus Verſicherungsfällen, die vor dem 1. Januar 1936 eingetreten ſind, unterliegen 
den Vorſchriften dieſer Verordnung; jedoch gelten die bisherigen Vorſchriften über die Leiſtungsvoraus⸗ 
ſetzungen und die Berechnung der Leiſtungen, wenn der Verſicherungsträger den Beſcheid vor dem 
1. Januar 1936 erteilt hat oder der Rentenantrag vor dem 1. April 1934 geſtellt iſt. 

Für die am 1. Januar 1936 laufenden Leiſtungen und für Leiſtungen, die nach den bisherigen 
Vorſchriften zu berechnen ſind, gelten auch über den 31. Dezember 1935 hinaus die bisherigen Vor⸗ 
ſchriften über das Ruhen von Leiſtungen, ſoweit ſie nicht durch die Vorſchriften dieſer Verordnung 
außer Kraft geſetzt oder erſetzt worden ſind. Bezieht ein Berechtigter nach bisherigem Recht am 1. Ja⸗ 
nuar 1936 mehrere Renten aus der Invalidenverſicherung, aus der Angeſtelltenverſicherung oder aus 
beiden Verſicherungszweigen, jo findet $ 1279 der Reichsverſicherungsordnung (§ 36 des Angeſtellten⸗ 
verſicherungsgeſetzes) keine Anwendung. 

Wird Hinterbliebenenrente nach den Vorſchriften des bisherigen Rechts gewährt, ſo gilt dieſes auch 
für die Berechnung der Waiſenrente eines nachgeborenen Kindes. 

Sind die Leiſtungen nach den Vorſchriften dieſer Verordnung zu berechnen, ſo finden die Vor⸗ 
ſchriften dieſer Verordnung über die Berechnung und das Ruhen der Leiſtungen auch für Zeiten vor 
dem 1. Januar 1936 Anwendung. 

8 3 

Im Falle der Wanderverſicherung gelten die Vorſchriften dieſer Verordnung für Anſprüche aus 
Verſicherungsfällen, die vor dem 1. Januar 1936 eingetreten ſind, wenn bisher in keinem Verſiche⸗ 
rungszweig ein Anſpruch auf Rente beſtand. Die Rechtskraft früherer Entſcheidungen ſteht nicht 
entgegen. Die Nachprüfung muß bis zum 30. Juni 1936 beantragt werden. 


Iſt der Verſicherungsfall in einem Verſicherungszweige vor dem 1. Januar 1936 eingetreten, in 
einem anderen Verſicherungszweig aber erſt nach dem 31. Dezember 1935, ſo gelten für die An⸗ 
ſprüche aus allen Verſicherungszweigen die Vorſchriften dieſer Verordnung. Iſt die auszuzahlende 
Geſamtleiſtung jedoch geringer als die bisher gezahlten Renten, ſo wird die Geſamtleiſtung in Höhe 
dieſer Renten zu Laſten der bisher beteiligten Verſicherungsträger feſtgeſtellt. 

Im übrigen gilt § 2; jedoch gelten, wenn der Verſicherungsfall aus einem Verſicherungszweige 
vor dem 1. Januar 1936 eingetreten iſt und vor dieſem Zeitpunkte feſtgeſtellt iſt, für die Leiſtungen 
aus dem anderen Verſicherungszweige die bisherigen Vorſchriften über die Vorausſetzungen und die 
Berechnung der Renten. 

8 4 

Soweit bis zur Verkündung dieſer Verordnung in einem Verfahren die bisherigen Vorſchriften 
über den Beginn oder die Entziehung der Renten oder über das Ruhen der Renten neben Krankengeld 
oder bei Aufenthalt im Ausland angewandt ſind, bewendet es dabei. Das gleiche gilt für den 
Bezug von Hausgeld bei einem Heilverfahren. . ’ 
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85 
Verſicherungsberechtigte der Krankenverſicherung, die am 1. Auguſt 1934 mindeſtens fünf Jahre 
freiwillig Mitglieder der Kaſſe waren, können die Verſicherung fortſetzen, wenn ſie das Recht auf 
freiwillige Verſicherung nur infolge der Herabſetzung der Verſicherungsgrenze auf jährlich 9000 Gulden 
verloren haben. 
8 6 


$ 1266 Abſ. 1 Nr. 3a der Reichsverſicherungsordnung (8 30 Abſ. 1 Nr. 2 des Angeſtelltenver⸗ 
ſicherungsgeſetzes) gilt auch für arbeitsloſe Verſicherte, die ſelbſt keine Unterſtützung erhalten, für 
die aber ein Zuſchlag zur Unterſtützung eines onderen Arbeitsloſen oder Hilfsbedürftigen gewährt 
wird. Berg 

Zeiten des Bezuges von Unterſtützung eines Arbeitsloſen find durch die Unterſtützungsſtellen nach⸗ 
zuweiſen. N 


8 7 


In der Invalidenverſicherung ſind vom 1. Auguſt 1934 ab auch für Zeiten vorher die Beiträge 
nach 8 1390 Abſ. 1 der Reichsverſicherungsordnung zu entrichten. 
Das Landesverſicherungsamt kann Weiteres beſtimmen. 


8 8 


Iſt ein Angeſtellter nach Vollendung des fünfzigſten Lebensjahres in der Zeit vom 1. Januar 
1932 bis 31. Juli 1934 in eine verſicherungspflichtige Beſchäftigung eingetreten, ſo wird er vom Tage 
des Eintritts, früheſtens mit Wirkung vom 1. Januar 1932, von der Verſicherungspflicht befreit, wenn 
er den Befreiungsantrag bis zum 30. Juni 1936 ſtellt. 

a 8 9 5 

Die Höhe der Steigerungsbeträge nach $ 33 Abſ. 1 Satz 1 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes 
beſtimmt ſich nach S 2 der Bekanntmachung, betreffend die Angeſtelltenverſicherung während des 
Krieges, vom 26. Auguſt 1915 (Reichsgeſetzbl. S. 531). 

§ 10 

Soweit in Vorſchriften über die Sozialverſicherung auf Vorſchriften Bezug genommen iſt, die 
durch dieſe Verordnung erſetzt ſind, gilt für die Bezugnahme die entſprechende Vorſchrift dieſer Ver⸗ 
ordnung. In den Vorſchriften der Reichsverſicherungsordnung über Invalidenverſicherung tritt an die 
Stelle der Bezeichnung „Reichszuſchuß“ die Bezeichnung „Grundbetrag“. 

Danzig, den 12. Februar 1936. 

Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


| 


TVT. Kk dddddddddꝓdddddꝗdꝓzw⸗õbſ ddddßdßdßdꝓdßdßßdßßß 4 Br Ska ERDE — 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Dansie. 


— in ann Feen tun 


